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„Ich bin 28 und meine Generati-
on ist nach 1989 groß geworden. 
Wir fürchten uns nicht mehr vor 
dem Sozialismus, so wie unsere 
Eltern es im Kalten Krieg taten. 
Uns hat die Finanzkrise 2008 
geprägt. Wir haben keine Angst 
vor Sozialismus, sondern vor 
der Wall Street.“ Sarah Leonhard, 
Unterstützerin von Bernie Sanders. 
Süddeutsche Zeitung, 7.10. 2016 

 „Es ist ein Merkmal der sozial-
demokratischen Linken, dass 
sie gesellschaftspolitisch fort-
schrittlich, im Bereich der Wirt-
schaft aber reaktionär agiert. 
Homoehe für die Bobos und Ein-
Euro-Shops für eine kommende 
Sklavengeneration.” Erwin Riess, 
Vorwahlherbst am Wörthersee. 
Junge Welt, 24. 9.2016

„Was unter Ceta und TTIP ver-
handelt wird, sind keine Frei-
handelsabkommen, sondern 
Knebel- und Konzernschutz-
verträge. Um Zölle geht es doch 
gar nicht. Natürlich bin ich dafür, 
dass man zwischen entwickelten 
Volkswirtschaften möglichst 
frei Handel treiben kann. Aber 
was ich auf gar keinen Fall will: 
dass Europa seine Umwelt- und 
Verbraucherschutzstandards 
dem amerikanischen Niveau 
anpasst und sein Vorsorgeprin-
zip aufgibt. Und dass Konzerne 
über eine Paralleljustiz Staaten 
verklagen können.“ Sahra Wa-
genknecht, FAS, 2.10.2016 

„Vorstände von Dax-Unterneh-
men verdienen im Mittel 57-mal 
so viel wie die durchschnitt-
lichen Beschäftigten in ihrer 
Firma.“ Nachdenkseiten, 7.10.16

Die EU „soll ausgerechnet über 
einen Militarisierungsschub 
wieder zu mehr Einigkeit fi nden. 
Die »gemeinsame Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik« ist 
auserkoren, die zentrifugalen 
Tendenzen zu bremsen und 
zum einigenden Band der zer-
bröselnden Staatengemein-
schaft zu werden.“ sozialismus.
de 12.10.16

ZITIERT

Familienbeihilfe und Unter-
haltszahlungen werden nun als 

Einkommen gewertet. Das ist ein 
sozialpolitischer Tabubruch. Erst-
mals wird Geld, das für die Kinder 
gedacht ist, für die Berechnung der 
Unterstützung herangezogen. Neu 
ist auch, dass niemand eine Woh-
nunterstützung bekommt, dessen 
„Vermögen“ den Betrag von 4.189 
Euro überschreitet. 

KPÖ-Landtagsabgeordnete 
Claudia Klimt-Weithaler: „Viele 
Menschen haben einen Notgro-
schen angelegt oder für Geld für 
ihre Beerdigung beiseitegelegt. 
Sie werden nun bestraft. Das sind 
nur einige der neuen Verschlechte-
rungen. Das ist entwürdigend. Bei 
den einfachen Menschen wird der 
letzte Hosensäckel durchleuchtet, 
während andere Millionen an Steu-

Mit 1. September 2016 haben SPÖ und ÖVP die Wohnbeihilfe in der Stei-
ermark abgeschaff t. Sie wurde durch die viel schlechtere Wohnunterstüt-
zung ersetzt. Mit der neuen Regelung werden sich viele Leute ihre Woh-
nung nicht mehr leisten können: arbeitende Menschen, Familien, Studie-
rende, Pensionistinnen und Pensionisten. 

ern hinterziehen.“  
KPÖ-LAbg. Wer-
ner Murgg: „Mit der 
neuen Wohnunter-
stützung begibt sich 
das Land auf einen 
sozialpolitischen 
Blindfl ug. Die KPÖ 
wird alles daran set-
zen, dieses verun-
glückte Gesetz zu 
Fall zu bringen.“ 

Unterschrif-
tenaktion

Die Unterschriftenaktion gegen 
die Abschaffung der Wohnbeihilfe 
haben bereits mehr als dreitausend 
Menschen unterzeichnet. 

Das Land hat bei der Wohnbei-
hilfe bereits in der Vergangenheit 

KPÖ wehrt sich gegen soziale Demontage auf Kosten der Bevölkerung

KPÖ gegen Crashkurs auf Koste n der Bevölkerung

massiv gekürzt: 
2009 betrugen die 
Aufwendungen 
für die Wohnbei-
hilfe 73,4 Mio. 
Euro (für 34.616 
Haushalte), 2014 
nur noch 46,3 Mio. 
Euro (für 27.084 
Haushalte). 2011 
wurde der Anteil 
für Betriebskosten 
halbiert. Mit der 
neuen Wohnunter-
stützung werden 

noch weniger Haushalte eine Bei-
hilfe bekommen, und diese wird in 
den meisten Fällen deutlich geringer 
ausfallen als bisher. Insgesamt wird 
das Land die Ausgaben bis Ende 
des nächsten Jahres gegenüber 2009 
halbiert haben. 

Über tausend Menschen protestierten in Graz gegen die neue Verschlechterung bei der Wohnbeihilfe.
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Aus dem Inhalt

KPÖ wehrt sich gegen soziale Demontage auf Kosten der Bevölkerung

KPÖ gegen Crashkurs auf Koste n der Bevölkerung

MASSIVE KÜRZUNGEN
Einige Beispiele, wie sich die Kürzung der 
Wohnbeihilfe auswirkt:

Fall 1:  Eine  berufstätige, alleinerziehende Mutter bezieht anstatt 
wie bisher 169,83 Euro künftig nur noch 14 Euro – die junge Familie 
verliert also monatlich 155,83 Euro.

Fall 2: Eine Mindestpensionistin (837,76 Euro Pension) erhielt bisher 
111,05 Euro Beihilfe für ihre Wohnung. Nach der neuen Regelung 
erhält sie nur noch 43,10 Euro – verliert also monatlich 67,95 Euro.

Fall 3: Ein kinderloses Paar, die Frau berufstätig, der Mann arbeitslos, 
erhielt bisher 145,90 Euro Wohnbeihilfe. Die neue Beihilfe beträgt 
nur noch 17,77 Euro, ein Minus von 128,13 Euro.

Fall 4: Ein Ehepaar mit drei Kindern bezog bisher eine Wohnbeihilfe 
in der Höhe von 187,74 Euro. Künftig werden es nur noch 108,73 
Euro sein, obwohl ein Elternteil AMS-Geld bezieht und der Alltag 
fi nanziell schon jetzt schwer zu bewältigen ist. Die Familie verliert 
monatlich 79,01 Euro.

Wohnen macht arm
1975: Miete öS 600.- Gehalt 4.000 öS also 15% für Miete
2015: Miete Euro 600.- Gehalt 1.500 €  also 40% für Miete

Wir fordern:
Rücknahme der „Wohnunterstützung"
und Rückkehr zur Wohnbeihilfe!
Keine Einberechnung der Familien-
beihilfe ins Haushaltseinkommen!

Steiermark

M E I N U N G

Anfang September wurde die 
bisherige Wohnbeihilfe ab-

geschaff t und in eine „Wohnun-
terstützung”, die den Namen nicht 
verdient, umgewandelt. Was sich 
SPÖ und ÖVP hier am Rücken der 
Geringverdiener geleistet haben, 
geht wahrlich auf keine Kuhhaut.

Einige Beispiele: Eine Mindest-
pensionistin, die bisher 110 Euro 
bekommen hat, verliert mo-
natlich 71 Euro. Die zuständige 
SPÖ-Landesrätin Doris Kampus 
soll einmal erklären, wo diese 
Mindestpensionistin sich fi nan-
ziell weiter einschränken soll, um 
nicht eine Delogierung zu riskie-
ren. Beim Essen? bei den Toilett-
artikeln? Eine Alleinerzieherin, die 
samt Familienbeihilfe auf 1.200 
Euro kommt und bisher 117 Euro 
Beihilfe erhalten hat, bekommt 
jetzt nur mehr 73 Euro. 44 Euro 
monatlich weniger als bisher! Bei 
1.200 Euro netto monatlich mit 
einem Kind tut das weh.
Eine Doris Kampus freilich, mit 
zig Tausend Euro Gehalt, kann 
sich schwer in die Lage einer 
Alleinerzieherin hineindenken. 
Derartige traurige Beispiele könn-
te ich zuhauf bringen. Die neue 
„Wohnunterstützung“ schneidet 
ordentlich ins Fleisch. Es gibt 
noch eine weitere Verschärfung: 
Bisher mussten Bezieherinnen 
und Bezieher ihr Vermögen nicht 

bekannt geben. Dabei sollte oh-
nehin klar sein, dass Menschen 
mit derart niedrigen Einkommen 
keine großen Vermögenswerte 
besitzen. Jetzt muss jegliches 
„Vermögen“, welches knapp 4.200 
Euro übersteigt, verwertet wer-
den, bevor man um eine Wohn-
unterstützung ansuchen kann.
Eine Pensionistin oder ein Pensi-
onist, die für das Begräbnis Geld 
zurückgelegt haben, müssen den 
letzten Spargroschen auflösen, 
um eine Unterstützung zu be-
kommen. 
SPÖ-Landeshauptmannstell-
vertreter Schickhofer begründet 
die Kürzungen mit zu viel an 
Unterstützung in Relation zum 
Erwerbseinkommen. Wo lebt 
der gute Mann? Ein Großteil der 
Wohnunterstützungsbezieher ar-
beitet ohnehin. Leider unfreiwillig 
oft nur Teilzeit. Deren Lohn oder 
Gehalt ist so gering, dass es sich 
hinten und vorne nicht ausgeht.
Die KPÖ hat im Landtag gegen 
das neue Gesetz gestimmt und ei-
ne Großdemonstration dagegen 
organisiert. Derzeit sammeln wir 
Unterschriften, um dieses unsozi-
ale Gesetz zu Fall zu bringen. Ein 
breiter Widerstand, ähnlich wie 
beim Pflegeregress, wird auch 
hier zum Erfolg führen!

Werner Murgg
KPÖ-Landtagsabgeordneter 

Tel. 03842 / 22670

KPÖ-LAbg. Werner Murgg

Brutaler geht 
es nicht mehr!
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Wohnen darf nicht arm machen!
KPÖ leistet Widerstand gegen Kürzungen
Die Umwandlung der Wohnbeihilfe in die so genannte 
Wohnunterstützung bringt für die große Mehrheit der 
Wohnbeihilfebezieher massive Kürzungen: Ein brutales 
Sparpaket von VP und SP auf dem Rücken von Men-
schen, die mit wenig Geld auskommen müssen.
Die KPÖ wird die Verschlechterung der Wohnbeihilfe 
nicht einfach hinnehmen.

Name:

Adresse, E-Mail:

Bitte frankieren, 
wenn Marke zur 

Hand

  Sagen Sie uns Ihre Meinung!

Fax: 0316 / 877 51 08 
E-Mail: kpoe-ltk@stmk.gv.at

Claudia Klimt-Weithaler
Landhaus, Herrengasse 16
8010 Graz

An die

Gedanken und Anregungen:

Die Wohnkosten explodieren in Österreich. In keinem 
anderen Land steigen die Preise für Mieten und Betriebs-
kosten so stark an. Ist der soziale Wohnbau ein Ausweg?

STEIRISCHEVolksstimme

JA - Sozialer Wohnbau sorgt für leistbare Wohnungen, 
schafft Arbeitsplätze und sorgt dafür, dass sich die 
Mieten am freien Wohnungsmarkt abkühlen.

NEIN - Das muss der freie Markt regeln. Die Mieten 
werden schon wieder sinken.

Unter den Einsendungen verlosen wir kleine 
Buch- und Sachpreise

Tausende Betroffene

Bei der Wohnunterstützung  wer-
den Familienbeihilfe und Unter-
haltszahlungen als Einkommen ge-
wertet. Das ist ein sozialpolitischer 
Tabubruch. Erstmals wird Geld, 
das für die Kinder gedacht ist, für 
die Berechnung der Unterstützung 
herangezogen. Neu ist auch, dass 
niemand eine Wohnunterstützung 
bekommt, dessen „Vermögen“ 
den Betrag von 4.189 Euro über-
schreitet.
„Viele Menschen haben einen Not-
groschen für überraschende Ausga-
ben oder auch ihre Beerdigung bei-
seitegelegt. Sie werden nun bestraft.
Das sind nur einige der neuen 
Verschlechterungen“, so die Grazer 
Vizebürgermeisterin und Woh-

KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-Weithaler: „Die KPÖ wird die Verschlechterung nicht einfach hinnehmen. 
Von 2011 bis 2015 haben sich Mieten und Betriebskosten in Österreich um 15 Prozent verteuert. Das ist 
EU-weit der höchste Wert. Das Angebot an erschwinglichen Wohnungen ist bei weitem nicht ausreichend. 
Die Wohnbeihilfe ist für viele die einzige Möglichkeit, ihre Wohnung bezahlen zu können. Mit den Kürzun-
gen werden viele Menschen in ihrer Existenz bedroht."

n u n g s -
stadträtin 
Elke Kahr:
„D a s i st 
entwürdi-
gend! Bei den einfachen Menschen 
wird der letzte Hosensäckel durch-
leuchtet, während andere Millio-
nen an Steuern hinterziehen.“

Wir fordern die Rücknahme 
der Verschlechterungen. Wir 
haben vor dem Landtag pro-
testiert, eine Demonstration in 
Graz organisiert, waren in den 
Gemeinderäten, in denen wir 
vertreten sind, aktiv und  haben 
eine Unterschriftensammlung 
für eine Petition an den Landtag 
gestartet.

 Auch die Abschaffung des 
Regresses war ein langer und zäher 
Kampf. Leistbares Wohnen ist ein 
Menschenrecht. Die Steiermark 
braucht Wohnungen, die sich die 
Menschen leisten können. Solan-
ge es keine billigen Wohnungen 
gibt, braucht es eine ausreichende 
Wohnbeihilfe. Dafür wollen wir 
uns einsetzen. Aber das kann nur 
gelingen, wenn viele Menschen be-
reit sind ebenfalls aktiv zu werden.   

Wie es mit dem Zuschuss zum 
Wohnen bergab ging:
Im Jahr 2006 bekam ein  
Mindestpensionist € 182  
Wohnbeihilfe. 
Im Jahr 2014 bekam ein Min-
destpensionist € 92 Wohnbeihilfe.
Im Jahr 2015 wurden die Ein-
kommensgrenzen, nachdem die 
KPÖ das Problem im Landtag 
wiederholt thematisiert hat, um 
10 % angehoben.  
Das bedeutete: Im Jahr 2015  
bekam ein Mindestpensionist  
€ 116 Wohnbeihilfe. 
Im Jahr 2016 bekommt er nur 
mehr € 43 an Wohnunterstützung.

Informieren Sie mich kostenlos und unverbindlich zur Politik der  
steirischen KPÖ – Zusendung Volksstimme und Infoblatt-Landtag.
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Im Dezember wird der Landtag 
mit den Stimmen von SPÖ 

und ÖVP ein neues Budget be-
schließen. Das meiste ist schon 
bekannt – und mit der radikalen 
Kürzung der Wohnbeihilfe ha-
ben wir schon einen Vorge-
schmack bekommen, was auf 
uns zukommt.

Es ist immer am einfachsten, 
dort zu kürzen, wo sich die Be-
troff enen am wenigsten wehren 
können. Weil sie arbeitslos sind, 
weil sie angesichts der explo-
dierenden Kosten um ihre Woh-
nung kämpfen müssen. Weil 
sie nicht zu jenen gehören, die 
es sich schon irgendwie richten 
können.

Die Schulden werden nicht we-
niger, wenn zuerst bei den Men-
schen mit den kleinsten und 
dann bei jenen mit durchschnitt-
lichen Einkommen gekürzt wird. 
Je mehr Menschen arbeitslos 
sind oder von schlecht bezahlten 

Jobs leben müssen, desto gerin-
ger fallen auch ihre Abgaben und 
Beiträge ins Sozialsystem aus. Es 
wird gespart und gekürzt – und 
trotzdem wachsen die Schulden 
weiter.
Fast 70 % der öff entlichen Haus-
halte werden aus Massensteuern 
fi nanziert. Würden Gewinne und 
Kapital so besteuert wie Löhne, 
Gehälter und Umsatz, wären 
die Probleme viel leichter lösbar. 
Aber dazu fehlt der Politik der 
Mut – im Bund wie im Land. Da 
kürzen Schützenhöfer und Co. 
lieber bei denen, die schon jetzt 
nicht viel haben. Das darf so 
nicht weitergehen. Solange die 
„Kleinen“ die Hauptlast tragen 
müssen, obwohl ihre Kaufkraft 
seit Jahren nicht mehr steigt, wird 
es keinen Ausweg aus diesem Di-
lemma geben. Egal, wieviel noch 
gespart und gekürzt wird.

LAbg. Claudia Klimt-Weithaler 
Tel. 0316 / 877 5104

ltk-kpoe@stmk.gv.at

Mehr Armut, mehr 
Schulden – und kein 
Ausweg in Sicht

Kommentar LAbg. Claudia Klimt-Weithaler

im Landtag

KLEIN, aber MIT BISS

Die Wohnbeihilfe wird ge-
kürzt. Ich glaub: Das soziale 
Gewissen ist beim Land in 
den Winterschlaf 
gegangen. 

Die Bezüge der Landespolitiker
brutto, 14 mal im Jahr

Landeshauptmann H. Schützenhöfer 16.501 Euro
LH Stv. Schickhofer 15.633 Euro
Landesräte 14.764 Euro
Erster Landtagspräsident 11.724 Euro
Landtagspräsident-Stellvertreter   7.382 Euro
Klubobleute 10.856 Euro
Landtagsabgeordnete 5.645 Euro

Für die meisten Landtagsabgeordneten ist dieser Bezug ein Zusatz-
einkommen neben ihrer berufl ichen Tätigkeit.

Die Abgeordneten der KPÖ haben kein zusätzliches Einkommen. Für sie 
gilt eine Einkommensobergrenze von 2.300 Euro, alles darüber hinaus 

wird in den KPÖ-Sozialfonds eingezahlt.

Landesbudget: Kein Ausweg in Sicht
Die Landesregierung hat 
das Budget für das Jahr 
2017 präsentiert: Mit der 
Politik des Kahlschlags 
und Sozialabbaus geht es 
schlimmer weiter als bisher.

Am 18. Oktober hat Finanz-
referent LH-Stv. Schickhofer 

seine Rede dazu gehalten. Der 
Budgetbeschluss wird im Dezem-
ber erfolgen.

Es ist für die Regierung immer 
am einfachsten, dort zu kürzen, wo 
sich die Betroff enen am schlech-
testen wehren können. Weil sie 
arbeitslos sind, weil sie angesichts 
der explodierenden Kosten um 
ihre Wohnung kämpfen müssen. 

Weil sie nicht zu jenen gehören, 
die es sich schon irgendwie richten 
können.

Die Schulden werden nicht 
weniger, wenn zuerst bei den Men-
schen mit den kleinsten und dann 
bei jenen mit durchschnittlichen – 
der Unterschied wird ohnehin im-
mer kleiner – Einkommen gekürzt 
wird. Denn je mehr Menschen 
arbeitslos sind oder von Mini-Jobs 
leben müssen, desto geringer fallen 
auch ihre Abgaben und Beiträge ins 
Sozialsystem ein. Es wird gespart 
und gekürzt – und trotzdem wach-
sen die Schulden weiter. Diesen 
Teufelskreis wird das Land Steier-
mark nicht durchbrechen, indem 
es diesen Weg, der sich als Irrweg 
erwiesen hat, stur weitergeht.

Der italienische Ökonom Fabrizio 
Lazzarato schreibt, dass Schulden 
sowohl auf der Ebene der Staaten 
als auch der Individuen das geeig-
netste Mittel zur Disziplinierung 
sind. Wir haben alle Schulden, 
deshalb kann man uns kontrol-
lieren. Ich glaube nicht, dass die 
Mächtigen tatsächlich ihr Geld 
zurückbekommen wollen. Sie 
wollen vielmehr, dass wir ver-
schuldet bleiben, so wird unser 
Schuldgefühl perpetuiert. Slavoj 
Žižek im profi l.

Auch 2017 gibt es kein Ende der rot-schwarzen Sparschweinpolitik.
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Der Pfl ege-Regress musste auf-
grund einer Petiton der KPÖ 
wieder abgeschaff t werden

Leitfaden für Petitionen an den Landtag

Ein Anliegen in den Landtag 
einzubringen: Das ist gar nicht 

so schwer. Das geeignete Mittel ist 
die Petition. Damit eine Petition 
eingebracht und nicht aus formalen 
Gründen abgelehnt werden kann, 
müssen einige Regeln beachtet wer-
den, die wir im folgenden Leitfaden 
zusammengefasst haben:

Leitfaden für Petitionen

Jeder Steirer/jede Steirerin hat 
das Recht, Eingaben bzw. Petitio-
nen das Land zu richten.

Die Eingabe muss ein Begehren 
oder eine Anregung „allgemeiner 
Art“ zum Gegenstand haben, da-
mit die Petition behandelt werden 
kann (darf also nicht individuelle 
Verwaltungsakte betreff en).

Eine Petition kann sowohl an 
die Landesregierung als auch an 
den Landtag gerichtet werden.

Eine Petition an den Landtag zu 
richten kann in vielen Fällen sinn-

Die Demokratie ist für alle Menschen da, nicht 
nur für Politiker. KPÖ-Landtagsabgeordnete Clau-
dia Klimt-Weithaler ist seit Juli 2015 Vorsitzende 
des Petitionsausschusses im steirischen Landtag. 
Sie bemüht sich den Anliegen der Steirerinnen 
und Steirer im Landtag Gehör zu verschaff en.

voller sein, besonders in solchen, 
in denen Publizität erwünscht oder 
eine Gesetzesänderung nötig ist.

Auch wenn diese Petition von 
vielen Menschen mit ihrer Un-
terschrift unterstützt wird, kann 
es besser sein, die Petition an den 
Landtag zu richten.

Eine Petition an die Landes-
regierung wird von dieser selbst 
bearbeitet und der Landtag nur im 
folgenden Jahr in einem Gesamt-
Jahresbericht informiert.

Geht die Petition aber an den 
Landtag, wird sie im Petitions-
ausschuss behandelt. Wird die 
Petition zudem von mehr als 100 
Personen unterstützt („qualifi zierte 
Petition“), dann ist die Einladung 

des Erstunterzeichners in den Pe-
titionsausschuss vorgesehen. Hier 
kann die Petition den Abgeord-
neten und Regierungsvertretern 
nochmals persönlich vorgestellt 
und auf eine allfällige Stellungnah-
me der Landesregierung reagiert 
werden.
Wichtig ist, dass die 
Unterschriftenliste 
– Vor- und Nachnamen,
– Geburtsdatum, 
– Adresse des Wohnsitzes in der 
Steiermark und
– die eigenhändige Unterschrift 
der Petitionswerber/innen 
enthält, damit der Geschäftsord-
nung des Landtages entsprechend 
eine Einladung in den Petitions-
ausschuss erfolgen kann!

BEISPIELE FÜR 
ERFOLGREICHE 
PETITIONEN

� Pfl egeregress wurde wieder 
abgeschaff t (2014).

� Kinderkardiologie wurde 
nicht abgesiedelt (2015/16).

� Die sündteuren, übertrie-
benen Brandschutzanlagen 
in Hochhäusern, die viele 
Bewohner ruiniert hätten, 
wurden fast komplett zurück-
genommen.

Petitionen an den 
Landtag Steiermark sind an 
folgende Adresse zu richten:

Direktion Landtag Steiermark
Herrengasse 16
8010 Graz-Landhaus
Tel. +43 316 877-6309
Fax +43 316 877-2198
E-Mail: 
direktion@landtag.steiermark.at
www.landtag.steiermark.at/

Jede Petition, die im Landtag 
behandelt wird, wird beantwortet 
– allerdings erfahren die Petitions-
werber nicht das Abstimmungs-
verhalten der Abgeordneten im 
Ausschuss.

Eine etwaige Einladung des 
Erstunterzeichners in den Peti-
tionsausschuss erfolgt durch die 
Landtagsdirektion, die auch alle 
nötigen Informationen zum Ter-
min gibt. Grundsätzlich gilt, dass 
die Redezeit auf maximal 10 Mi-
nuten beschränkt ist. Die Nutzung 
von Präsentationsmedien ist nicht 
zulässig, es darf aber eine Tischvor-
lage mitgebracht werden.

Die KPÖ-Abgeordneten Claudia 
Klimt-Weithaler und Werner 

Murgg unterstützen Sie, wenn 
es darum geht, Ihrem Anliegen 

Gehör zu verschaff en.
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Geben statt nehmen
Beratung und Hilfe. Rufen Sie uns an!

Claudia Klimt-Weithaler

INFO TEL. 0316 / 877 5102

SERVICE der KPÖ: Rechnen Sie Ihre Ansprüche nach!

Mindestsicherung

Seit 1. September gibt es in der 
Steiermark bei der Mindestsiche-
rung zahlreiche Verschärfungen. 
Die Neuregelung ist nichts anderes 
als ein Sparpaket auf dem Rücken 
von Menschen, die schon jetzt 
mit sehr wenig Geld auskommen 
müssen.

Waren alle, die Mindestsiche-
rung beziehen, schon bisher ge-
setzlich verpflichtet, aktiv Arbeit zu 
suchen, gelten nun sehr viel stren-
gere Regeln. Schon bei geringen 
Beanstandungen wie etwa einem 
versäumten Termin können ohne 
Vorwarnung 25% der Leistungen 
gestrichen werden. Danach kann 
die Unterstützung auf ein Viertel 

des ursprünglichen Betrages absin-
ken. Bei Obdachlosen ist sogar eine 
Kürzung auf null Euro möglich.

Gekürzt wird auch bei Kindern 
und Jugendlichen. Erhielten diese 
als Mindestsicherung monatlich 
bisher 159,17 Euro, sinkt der Betrag 
nun auf 150,80 Euro.

KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-
Weithaler: „Die Steirerinnen und 
Steirer mit den kleinsten Einkom-
men sollen die großen Budgetprob-
leme lösen. In Zeiten der höchsten 
Arbeitslosigkeit seit Jahrzehnten 
wäre die Regierung besser beraten, 
in Arbeitsplätze zu investieren 
statt neue Hürden für Arbeitslose 
aufzustellen.“

Die FPÖ möchte bei den Menschen mit den geringsten 
Einkommen, den Mindestsicherungsbeziehern, kürzen: 
SPÖ und ÖVP buhlen um ihren künftigen Koalitionspart-
ner und streichen, wo es nur geht.

Ursula Stenzel, FPÖ: 
8600 Euro sind  
„Peanuts“
Kronen Zeitung Es gibt auch den 
Vorschlag, Ihr Gehalt einzusparen 
und auf die nicht amtsführenden 
Stadträte zu verzichten.
Ursula Stenzel: Unsere Gehälter 
sind nur Peanuts! Der Regierung 
steht das Wasser bis zum Hals, weil 
sie nicht bei der Mindestsicherung 
ansetzen will. Dass sie jetzt 100 
Millionen Euro auf Kosten der Be-
amten oder der Bezirke sparen will, 
zeigt nur ihr massives Versagen. 

Maßnahmen gegen Arbeitslose und Familien, 
Kürzungen bei Kindern

Die Aufwendungen des Landes 
für Sozialhilfe und Mindestsi-
cherung steigen rasch an. 

Bei der Suche nach den Ursachen 
weist man schnell auf die Frem-

den hin. Das Sozialbudget wird aber 
vor allem durch die gestiegenen Ar-
beitslosenzahlen und durch die unge-
lösten sozialen Probleme in unserer 

Gesellschaft 
belastet. Die 
Arbeitslosig-
keit ist so hoch 
wie noch nie, 
seit Österreich 
EU-Mitglied 
ist. Eine Ände-
rung ist nicht 
in Sicht.

Jene Kräf-
te, die beden-
kenlos viele 
Millionen Eu-
ro für Events 

Dämme können brechen
Kürzungen – nur für die anderen?

und Prestigeprojekte ausgeben, 
treten massiv für Kürzungen bei den 
Sozialleistungen ein. Zuerst soll es 
die Ausländer treffen, danach wird 
aber auch die Allgemeinheit dran-
kommen. Die Änderungen bei der 
Wohnbeihilfe sind ein Vorgeschmack 
auf das, was bevorsteht.

Fast niemand redet dar über, dass 
unsere Gesellschaftsordnung auf 
der einen Seite protzigen Reichtum 
und auf der anderen Seite Armut er-
zeugt. Sozialleistungen sollen diesen 
krassen Unterschied abfedern. Weil 
die Kräfte, die an der Macht sind, 
nichts von ihrem Reichtum abgeben 
wollen, wird die Finanzierung dieser 
Sozialleistungen immer schwieriger.

Es ist kein Ausweg, einen Damm 
zu errichten und das Sozialsystem 
ausschließlich auf „unsere Leute“ zu 
begrenzen. Viele Menschen glauben, 
dass sie ungeschoren davonkommen, 
wenn es Kürzungen nur für die 
anderen gibt. Dämme können aber 
brechen. Franz St. Parteder

Menschen mit Behinderungen werden von den  
Einsparungen besonders hart getroffen.

fotolia.com riopatuca images
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MEINUNG
Von Gemein-
derat Kurt 
Luttenber-
ger, Arbeiter-
kammerrat 
des GLB

Beratung in Fragen von 

ARBEIT und BERUF

GLB-KPO
Rufen Sie an!

 0677 / 612 538 99
E-Mail: glb@glb-steiermark.at • http://www.glb-steiermark.at

Wie ist es möglich, dass eine Internet 
Druckerei lokale Druckereien unter-
bieten kann?

Diese Druckereien gehören 
großen multinationalen Konzer-
nen. Eine bis vor kurzem österrei-
chische Internet-Druckerei gehört 
jetzt gehört dem börsennotierten 
holländischen Druckkonzern Cim-
press (früher Vistaprint).

Die deutschen Internetdrucker 
arbeiten zum großen Teil mit bil-
ligsten Hilfskräften aus Osteuropa.

Das funktioniert so, dass z.B. 
Falzmaschinen von einem Fach-
arbeiter auf eine einzige Falzart 
eingestellt sind und diese auch nicht 
geändert wird. So hat jede Falzma-
schine ihre Falzart und wird dann 
nur mehr von Hilfskräften (kein 
Druckerei-Kollektivvertrag) be-
dient. Der Falzmaschinenpark wird 
zum Großteil von Tochterfi rmen 
in Osteuropa mit EU-Förderung 
gekauft und dann ans deutsche 
Mutterhaus vermietet (Steuervor-
teil in Osteuropa).

Warum wird nicht gleich 
in Osteuropa produziert? Hier 
braucht man die Nähe zum Markt, 
und der ist in Zentraleuropa (DE, 
BeNeLux und AUT).

 Das ist ein Teil des „freien 
Handels“, der den lokalen oder 
regionalen Markt und Anbieter 
kaputt macht!

Die Katze ist aus dem Sack! Ein Entwurf der Teilgewerkschaft PRO-
GE zur Flexibilisierung der Arbeitszeit liegt vor, ein sogenanntes 
Zeitkontenmodell. Darin sind unter anderen folgende Möglichkeiten 
vorgesehen:
– Verlängerung des Arbeitstages,
– Minuszeiten bis zu 120 Stunden,
– Entfall der Zeit-Zuschläge bis zur 60. Stunde im Monat, dafür bei 

mehr als 60 bis zu 100 Stunden 10 % Zuschlag,
– Verkomplizieren der Aufzeichnung von Plus- und Minusstunden 

auf drei verschiedenen Zeitkonten.
Die Zustimmung überträgt die PRO-GE den Betriebsrätinnen und 
Betriebsräten.
Ich meine: Die von Generationen erkämpften gewerkschaftlichen 
Errungenschaften gehen langsam den Bach runter.

KPÖ-GLB Arbeiterkammerrat Gerhard Simbürger

Ein Leben für die Firma – Zurück in den 
12-Stundentag?

Die „billige“ 
Internet-DruckereiArbeiten Sie mit!

Der Gewerkschaftliche Linksblock ist die KPÖ-nahe Gewerkschafts- 
und Arbeiterkammerfraktion. Er setzt sich auf allen Ebenen gegen 

Verschlechterungen ein. Wir gehen keine faulen Kompromisse ein 
und spielen nicht die Handlanger für die Regierungsparteien.
Um gegen Ungerechtigkeiten und Verschlechterungen in den 
Betrieben ankämpfen zu können, suchen wir Menschen, die bereit 
sind, sich bei uns zu engagieren.

Kontaktdaten:  Tel. 0677/ 612 538 99 
oder  E-Mail: glb@glb-steiermark.at

Verteilungs-
gerechtigkeit
Momentan liegt die Arbeitslo-
senzahl in Österreich deutlich 
über 400.000 – zuzüglich 70.000 
Personen in Schulungsmaß-
nahmen. 
In den Betrieben müssen immer 
weniger Beschäftigte immer 
mehr leisten. Ausgeklügelte 
Flexibilisierungsmodelle, wie 
z.B. All-In-Verträge, wo immer 
mehr Arbeit unbezahlt verrich-
tet wird, erhöhen den Druck auf 
die Beschäftigten.
Hinzu kommen billige Teilzeit-
beschäftigungen, die dem Staat 
kaum Einnahmen bringen. Die 
Schulden von Bund, Ländern 
und Gemeinden steigen.
Vor dem Hintergrund steigen-
der Arbeitslosigkeit und sin-
kender Steuereinnahmen fallen 
den Politikern nur Lösungen wie 
Sozialabbau, Pensionsreformen 
und Kürzungen bei der Mindest-
sicherung ein.
Während die Lohnquote, also 
der Anteil der Löhne am Volks-
einkommen, sinkt (von 74 % im 
Jahr 1995 auf unter 70 % 2014), 
steigen Unternehmens- und 
Vermögenserträge und damit 
Anzahl und Vermögen der Mil-
lionäre. Die gestiegene Arbeits-
produktivität wird nicht an die 
Beschäftigten weitergeben.
Vermögenszuwächse aber wer-
den kaum besteuert. Allein mit 
dem Vermögen eines Dietrich 
Mateschitz von 12,16 Mrd. Euro 
könnte man mehr als 1,2 Milli-
onen (1.200.000) Österreichern 
ein Jahr lang die Mindestsiche-
rung bezahlen. 

Ihr Kurt Luttenberger

KPÖ Arbeitsbeschaff ungsprogramm 

1

KPÖ Arbeitsbeschaff ungsprogramm 

1

Arbeit schaff en 
in Zeiten der Krise

Steiermark

arbeitsbeschaffungsprogramm lang 2016.indd   1

20.10.16   13:28

Die Broschüre „Arbeit 
schaff en in Zeiten der 
Krise” enthält das aktu-
elle Arbeitsbeschaff ungs-
programm des GLB-KPÖ 
Steiermark. 
Sie kann unter untenste-
hender Telefonnummer 
bzw. E-Mail kostenlos 
angefordert werden.
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Unter dem Titel „Flexible 
Arbeit ist sichere Arbeit“ 
versucht die Wirtschafts-
kammer die Ausdehnung 
der täglichen Normalar-
beitszeit, der täglichen 
Höchstarbeitszeit und die 
Aushebelung der Kollek-
tivverträge in Arbeitszeit-
fragen voranzubringen.

Länger arbeiten, wenn viel los 
ist und mehr Freizeit, wenn es 

ruhiger im Betrieb ist. Im Klartext: 
arbeiten wann es das Unternehmen 
wünscht. So weit so verständlich, 
die Wirtschaftskammer ist die In-
teressensvertretung der Unterneh-
men und nicht der Arbeitnehmer.

Absurd wird das Ganze dann, 
wenn man den arbeitenden Men-
schen einzureden versucht, das sei 
auch noch gut für sie. Erklärt uns 
der Werbespot der Wirtschafts-
kammer doch glatt, dass dies eine 
verbesserte Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie bringen wird.

Wie lange dauert ein  
Arbeitstag?

Was sind nun die konkre-
ten Forderungen der Kampa-
gne? Zunächst soll die täg-
liche Normalarbeitszeit, die 
derzeit acht Stunden beträgt, 
auf grundsätzlich zehn Stun-
den ausgeweitet werden. Die 
Höchstarbeitszeit soll in Zu-
kunft in weit mehr Fällen bei 
12 Stunden täglich liegen. Die 
Wirtschaftskammer nennt 
Beschäftigte, die eine Gleit-
zeitvereinbarung haben und 
jene, die einen Arbeitsplatz 
mit nur geringer Belastung 
haben. Was „geringe Belas-
tung“ bedeutet, definieren 
die Interessensvertreter des 
Kapitals nicht.

Um die Arbeitnehmer 
zu schwächen und die For-
derungen durchzusetzen, 
sollen die Kollektivverträge in 
der Frage der Arbeitszeit per 

Flexible Arbeit ist sichere Ausbeutung!

Gesetz ausgehebelt werden. Unter-
nehmen sollen ermächtigt werden, 
die Arbeitszeitmodelle direkt auf 
betrieblicher Ebene umzusetzen. 
Womit eine Spirale nach unten in 
Gang gesetzt wird.

Wozu das Ganze? Schon jetzt 
darf länger als acht Stunden gear-
beitet werden. Schon jetzt gibt es 
Kollektivverträge, die Zeitkonten-
modelle und Durchrechnungszeit-
räume vorsehen. Anscheinend ist 
das der Wirtschaftskammer noch 
immer zu wenig.

Abschied von den  
Überstunden

Wenn Durchrechnungszeit-
räume mehrere Jahre betragen und 
zehn Stunden tägliche Arbeit zur 

Norm werden, dann darf sich jeder 
von seinen Überstundenzuschlägen 
verabschieden. 

Wie lange darf ein Arbeitstag 
dann insgesamt dauern? Nun ja 
zu den Zwölf Stunden reine Ar-
beitszeit kommt noch einmal eine 
halbe Stunde verpflichtende Pause 
und die Wegzeit zum Arbeitsplatz. 
Derzeit gilt bei Vollzeitstellen eine 
Wegzeit von zwei Stunden täglich 
als zumutbar. Sind wir also bei 14,5 
Stunden, mit umkleiden, duschen 
etc. bei ca. 15 Stunden. Derzeit, 
denn parallel zu dieser Wirtschafts-
kammerkampagne fordert die 
ÖVP ja auch eine Ausdehnung der 
zumutbaren Wegzeiten.

Wer dann noch den Wunsch 
hat zu schlafen, der kann sich 

ausrechnen, wie viel Zeit ihm 
noch für die Familie bleibt, 
wenn für die Arbeit 15 Stun-
den draufgegangen sind. Da 
nutzt es auch nichts wenn, 
dafür ein paar Monate später 
vielleicht nur drei oder vier 
Stunden am Tag gearbeitet 
werden muss. Familienle-
ben kann nicht so einfach 
auf Standby geschaltet und 
bei Bedarf wieder aktiviert 
werden.

Die GLB-KPÖ-Fraktion 
wird in der Vollversammlung 
der steirischen Arbeiterkam-
mer einen Antrag zum Thema 
Arbeitszeit einbringen. Es 
bleibt zu hoffen, dass alle 
Fraktionen diesem Antrag 
zustimmen und sich die AK 
Steiermark gegen die un-
menschlichen Forderungen 
der Wirtschaftskammer stellt.

MEINUNG

Gedanken zur 
flexiblen Arbeit
Nimmt man die derzeitige Wer-
bekampagne der Wirtschafts-
kammer ernst, so schaut es aus 
als hätte es bisher keine flexi-
blen Arbeitszeiten gegeben. 
In Wirklichkeit gibt es in allen 
Kollektivverträgen seit Jahren 
verschiedene Zeitmodelle, bei 
den Metallern beispielsweise 
seit Jahren ein Bandbreiten-
modell. Und zuletzt wurde 
ein Zeitkontenmodell auf KV-
Ebene ausverhandelt.
Aber wie man sieht, ist das 
der Wirtschaft nicht genug. 
Trotz der vielgelobten Sozial-
partnerschaft will man die 
Kollektivverträge auch noch 
ausschalten und die Entschei-
dungen in die Betriebe verla-
gern. Das schaut dann so aus, 
dass die komplette Arbeitsein-
teilung über die betrieblichen 
Planungsstellen organisiert 
wird und die Beschäftigten das 
Unternehmensrisiko voll und 
ganz übernehmen müssen.
Der größte Betrug an der gan-
zen Sache ist, dass man uns das 
Ganze auch noch als Vorteil für 
die Arbeitnehmer verkaufen 
will. Das Arbeitszeitgesetz ist 
entstanden als die Arbeiter 
und Angestellten völlig den 
Planungen der Unternehmen 
ausgeliefert waren. Wollen wir 
dahin zurück?

fragt Ihre
Hilde Tragler

Von Hilde 
Tragler,  
Arbeiterkam-
merrätin des 
GLB

Unser Leben  
ist mehr wert 

als eure  
Profite

fotolia.com Zone Creative
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KPÖ setzt sich für besse-
re Arbeitsbedingungen in 
steirischen Kinderbetreu-
ungseinrichtungen ein

 

Obwohl SPÖ und ÖVP seit 
Jahren beteuern, sich für 

Verbesserungen bei der Berufs-
gruppe der Elementarpädagogin-
nen einzusetzen, wurden alle dem 
Landtag vorliegenden Maßnahmen 
blockiert. Verbesserungsvorschläge 
der KPÖ wurden niedergestimmt.

 KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-
Weithaler machte im Landtag 
deutlich, wo in steirischen Kin-
derbetreuungseinrichtungen Ver-
besserungs- und Nachholbedarf 
herrscht. So werden viele Pädago-
ginnen über Kettendienstverträge 
angestellt, obwohl die entspre-
chenden Einrichtungen vom Land 
gefördert werden. Der Betreu-
ungsschlüssel müsste dringend 
verbessert werden. Auch die Grup-

Kindergärten: Land blockiert Verbesserungen

NEUTRALITÄT: Wichtig für unsere Zukunft

pengröße in Kinderbetreuungsein-
richtungen entspricht nicht mehr 
zeitgemäßen Standards. Überfällig 
ist darüber hinaus die verpflichten-
de Freistellung von Leiterinnen ab 
der dritten (50 %) bzw. der vierten 
Gruppe (100 %).

In nicht wenigen Gemeinden 
ist es üblich geworden, Betreu-
ungspersonal in Kinderkrippen 
und Kindergärten über viele Jahre 
immer wieder nur für ein Schuljahr 
befristet anzustellen. Diese Ketten-
dienstverträge haben große arbeits- 
und pensionsrechtliche Nachteile 
und sind zudem nicht zulässig.

 
Ein wesentliches Defizit 

herrscht auch bei der Gruppen-
größe in Kinderbetreuungseinrich-
tungen. Je jünger die Kinder sind, 
desto geringer sollte die Zahl an 
Kindern je Betreuungsperson sein. 
Für Kinder unter drei Jahren wird 
ein Verhältnis von 1:3 bis 1:3,5 (Be-

treuerInnen pro Kind) als optimal 
bewertet. Für drei- bis unter Sechs-
jährige erhöht sich dieses Zahlen-
verhältnis für Halbtagskinder auf 
einen Schlüssel von 1:10 bis 1:12,5 
und für Ganztagskinder auf 1:7,5.

Die KPÖ legte diesbezüglich 
eine Reihe vor Verbesserungsvor-
schlägen vor. Alle Punkte wurden 
von den Großparteien niederge-
stimmt.

Ganz im Zeichen der öster-
reichischen Neutralität stand 
die traditionelle Nationalfei-
ertagsveranstaltung der  
steirischen KPÖ, die 2016 in  
Eisenerz stattfand.

Die Eisenerzer KPÖ-Vizebürger-
meisterin Anna Skender konnte 

Gäste aus der ganzen Steiermark 
begrüßen, darunter die KPÖ-Land-
tagsabgeordneten Klimt-Weithaler und 
Murgg sowie die Grazer Vizebürger-
meisterin Elke Kahr. In ihren einleiten-
den Worten stellte sie Eisenerz vor und 
zeigte die Probleme der Bergstadt mit 
folgendem Vergleich auf: Im Jahr 1961 
waren am Erzberg etwa 5000 Men-
schen beschäftigt, heute sind es nur 
mehr 200, die aber mehr Erz fördern 
als vor 55 Jahren.

David Stockinger, Vorstandsmit-
glied der Solidarwerkstatt und Initiati-
ve Sozialdemokraten gegen das Berufs-

heer, betonte in seiner Festrede, dass 
die Neutralität von der Regierung im 
Rahmen der EU nicht mehr gelebt wird, 
aber weiter Teil unserer Verfassung ist: 
„Wir müssen die Neutralität wieder-
beleben und gegen alle Tendenzen 
kämpfen, um die Neutralität aus der 
Verfassung zu streichen. Neutralität 
ist nämlich das einzige realistische 
Zukunftskonzept in einer unsicheren 
Welt. Dieses Eintreten erfordert Mut, 
Kreativität und ein Bewusstsein für 
die Gefahren.“
In ihrem Aufruf zum Nationalfeier-
tag fordert die KPÖ u.a. eine aktive 
Neutralitätspolitik, die
*  eine friedensstiftende Außen- und 

Sicherheitspolitik,
*  die Durchsetzung fairer internati-

onaler Handelsbeziehungen statt 
neoliberaler Freihandelsabkommen

zum Inhalt hat.
Für Unterhaltung sorgte die Zwie-

grabler Musi.
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Wohnkosten steigen überdurchschnittlich

Seit Jahren wird das 
LKH Voitsberg Schritt für 
Schritt „verkleinert“. Jetzt 
folgt der nächste Schlag 
gegen die Gesundheits-
versorgung im Bezirk 
Voitsberg.

Still und heimlich haben die 
damaligen „Reformpartner“ aus 
SPÖ und ÖVP im Jahr 2013 die 
Schließung der Geburtenstation 
am LKH Voitsberg abgesegnet. 
Mehr als 13.000 Stimmen eines 
Bezirksvolksbegehrens wurden 
ignoriert. Nicht einmal der Landtag 
wurde mit den Anliegen der Be-
völkerung befasst, die Regierungs-
parteien machten sich alles hinter 
verschlossenen Türen aus.

Schon 2012 erfolgte eine äu-
ßerst unvernünftige „Sparmaß-
nahme“ im LKH. Damals wurde 
die Küche geschlossen. Seit April 
2012 wird das Krankenhaus von der 
Küche der LSF in Graz im Rahmen 
eines „Cook&Chill“-Konzepts mit-
versorgt. Das kostete Arbeitsplätze 
vor Ort und ist aufgrund der Trans-
portwege und des Energiebedarfs 
der Tiefkühlung und das spätere 
Aufheizen schlecht für die Umwelt.

Zurück ins Jahr 2013: Damals 
kämpften Tausende im Bezirk 
gegen die Schließung der Gebur-
tenstation, die zu den modernsten 
und angesehensten Österreichs 
zählte. Auch die KPÖ unterstützte 
die Proteste nach Kräften. Der 
Standort Voitsberg war sinnvoll, da 

LKH Voitsberg: 
Scheibchenweise demontiert

der Weg zu den nächsten Kranken-
häusern für viele Frauen im Bezirk 
sehr weit ist.

Wie befürchtet war das aber 
nur eine von mehreren geplanten 
Maßnahmen gegen das LKH Voits-
berg. Bekanntlich will Gesund-
heitslandesrat mittelfristig jedes 
zweite Spital in der Steiermark 
zusperren bzw. mit einem ande-
ren Spital zusammenlegen. Auch 
wenn noch nicht sämtliche Details 
bekannt gemacht wurden, wird 
schon seit einem Jahr Stimmung 
für die Schließung der Chirurgie 
gemacht. Nun steht fest, dass am 
Standort Voitsberg neben der Geri-

atrie nur die Interne Abteilung und 
eine 24-Stunden-Notfallversorgung 
überbleiben werden.

Man kann nur Vermutungen 
darüber anstellen, welcher Druck 
auf die Verantwortlichen ausgeübt 
wurde. Kritik an der scheibchen-
weisen Demontage der steirischen 
Spitäler traut sich offenbar kaum 
noch jemand zu äußern. Zu groß ist 
die Angst, dass bei zu lauter Kritik 
gleich der ganze Standort zuge-
sperrt wird. Dafür wird angeblich 
jede Maßnahme „evaluiert“ – mit 
anderen Worten: eine (nicht billige) 
Beratungsfirma prüft im Auftrag 
der KAGes oder des Landesrates 

Bürozeiten der 
KPÖ Voitsberg:

Jeden Don-
nerstag von
9 bis 12 Uhr: 
im Büro der 
KPÖ Voitsberg,  
C.v. Hötzen-

dorfstraße 29,  
zwischen Spar und LKH 
Tel. 03142/22 421
Kerstin Sterf, Bezirkssekretärin
kerstin.sterf@kpoe-steiermark.at

die Schließungen und kommt zum 
Schluss, dass diese sinnvoll, un-
vermeidlich oder sogar ein großer 
medizinischer Fortschritt war. Auf 
der Strecke bleiben dabei lebens-
notwendige Infrastruktur, Arbeits-
plätze und Zukunftsperspektiven in 
unserer Region.

Die „kalten“ Wohnkosten – 
sprich ohne Betriebs- oder 

Nebenkosten – machen in Öster-
reich 34 Prozent des Nettoeinkom-
mens aus. 2015 lagen die Ausgaben 

für Wohnen noch bei 29 Prozent 
der Einkommen. 

Wobei auch da wieder große Un-
terschiede zwischen Ost und West 

bestehen: Im Burgenland zahlt man 
heuer durchschnittlich 19 Prozent 
seines Einkommens fürs Wohnen, 
in Tirol 43 Prozent.

Weststeirisches ECHO

foto: © kages, LKH Voitsberg
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Helfen statt reden

7.871 Menschen haben die Parla-
mentarische Bürgerinitiative mit der 
Forderung „Weg mit der Maklerpro-
vision für Mieterinnen und Mieter“ 
mit ihrer Unterschrift unterstützt. 
Die Grazer Vizebürgermeisterin Elke 
Kahr hat diese nun an Nationalrats-
präsidentin Doris Bures übergeben.

Seit Jahren zählt Wohnen zu 
den Spitzenreitern bei der Teuerung. 
Allein die Wohnungseinstiegskosten 
machen in Österreich etwa so viel 
aus wie die Miete für ein 
halbes Jahr. Ein Grund dafür 
sind die Maklerprovisionen 
(derzeit zwei Bruttomo-
natsmieten ab drei Jahren). 

„Wohnungssuchende, vor allem viele 
junge Familien, müssen oft tief in die 
Tasche greifen“, so Kahr. „Wir wol-
len daher, dass Maklerprovisionen 
künftig vom Vermieter eingehoben 
werden.“

In anderen europäischen Län-
dern ist das längst so. Seit 2015 muss 
auch in Deutschland der Vermieter 
die Provision zahlen.

Jetzt sind ÖVP und SPÖ im 
Bund am Zug.

Online kann das An-
liegen kann noch bis Jah-
resende auf der Homepage 
des Parlaments unterstützt 
werden.

8.000 Unterschriften gegen Maklerprovision 

Unterschriften-Übergabe in Wien: (Von links nach rechts)  
Manfred Eber (KPÖ), Nationalratspräsidentin Doris Bures,  
Vizebürgermeisterin Elke Kahr (KPÖ))

Weststeirisches ECHO

Das LKH Deutschlandsberg ist vor-
erst von der aktuellen Schließungs-
politik des Landes nicht betroffen. 
Mit 1. Jänner 2017 wandert die 
Chirurgie aus dem LKH Voitsberg 
nach Deutschlandsberg. Niemand 
darf aber glauben, dass irgendeine 
Geundheitseinrichtung vom Spar-
kurs des Landes verschont bleibt. 

Landeshauptmannstellvertreter 
Schickhofer hat sich sogar zur Aus-
sage hinreißen lassen, dass künftig 
Ambulanzen durch Hubschrauber 
ersetzt würden. 

Es wird immer klarer: Bei der 
Gesundheitsreform in der Steier-
mark geht es in erster Linie nicht 
um das Wohl der Patienten sondern 

Spitalsreform: Standort 
Deutschlandsberg vorerst gesichert – 
zu welchem Preis?

um Einsparungen und Kürzungen. 
Die Halbierung der Standorte be-
deutet auch lange Anfahrtswege für 
Bedienstete, Patienten und deren 
Angehörige. Und sie bedeutet eine 
weitere Ausdünnung von Regionen.

KPÖ-LAbg. Claudia Klimt-
Weithaler: „Es gibt bereits jetzt Ver-
sorgungsengpässe. Das Personal ist an 
der Belastungsgrenze angelangt. Zu 
befürchten ist, dass uns Sparpakete 
als Qualitätsverbesserung verkauft 
werden sollen. Die KPÖ stellt sich 
nicht gegen sinnvolle Reformen im 
Gesundheitswesen. Ziel muss eine 
lückenlose und hochwertige Gesund-
heitsversorgung sein, unabhängig von 
Wohnort und Einkommen.“

Schöne, neue Gesundheits-
versorgung: Der Telefonarzt 
ist schon angekündigt. 
Kommt nächstens die Medi-
zindrohne? Die Ambulanz-
drohne der Firma „urban 
aeronautics” (Foto) ist 
bereits in der Testphase.

Es war kein Zufall, dass gerade zu 
Ferienbeginn eine Firma  Banko-

matgebühren eingeführt hat. Die 
Menschen sollten vor vollendete 
Tatsachen gestellt werden.
Vizebürgermeisterin Elke Kahr: 
„Schon jetzt geht auf keine Kuh-
haut, wie viel die Bankkunden an 
Zusatzgebühren zahlen müssen. 
Gleichzeitig gibt es kaum mehr 
Zinsen für Erspartes. Die Überzie-
hungszinsen auf Girokonten je-

BANKOMATGEBÜHREN: 
KUNDEN SOLLEN BANKEN RETTEN?

doch sind noch immer zweistellig.
Unsere Haltung ist klar: Es braucht 
eine gesetzliche Regelung, die 
Bankomatgebühren in Österreich 
verbietet.“ 
Die KPÖ fordert:
•  Verbot von Bankomatgebühren
•  Gesetzliche Begrenzung von 
Kontogebühren.
•  Begrenzung der Überziehungs-
zinsen auf 5 Prozent über dem 
Leitzins der EU-Zentralbank. 
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Wollen auch Sie helfen?
Für 2017 hat das Bezirkstierheim  Franziskus bereits mehrere Projekte 
geplant:
*  Fertigstellung der Außengehege für die Hunde
*  Errichtung einer Hundequarantäne 
*  Ausbau der Katzenquarantäne und Vergrößerung der Katzenaußen-

gehege 
*  Bau eines neuen Verwaltungstraktes und von Lagermöglichkeiten 
Das Bezirkstierheim Franziskus ist auf jede mögliche Hilfe (auch hand-
werkliche) und fi nanzielle Unterstützung angewiesen und veranstaltet 
deshalb auch wieder eine Weihnachtscharity.

Franziskus-Weihnachtscharity
4. Dezember 2016  • von 10:00 – 17:00 Uhr 

(Hauptstraße 1, 8582 Rosental)

M E I N U N G

Vor einiger Zeit erhielt ich ei-
nen Hilferuf vom Bezirkstier-

heim Franziskus: „Heuer gibt 
es einen enormen Zuwachs an 
Katzen, derzeit haben wir über 
hundert! Die Futtermittel sind 
knapp und jetzt macht auch 
noch der Drucker Faxen“. Ich 
habe Nina Maria Mocnik und ihr 
Team besucht. Mit im Gepäck 
hatte ich einen neuen Dru-
cker. Ein Gerät, das „alle Stücke 
spielt“ mit extra sparsamem 
Verbrauch. Damit kann der 
enorme bürokratische Aufwand 
nicht nur schnell, sondern auch 
umweltfreundlich und sparsam 
erledigt werden. Das Team hat 
sich über dieses Geschenk sehr 
gefreut und ich mich auch da-
rüber, dass ich helfen konnte!

Bei meinem Besuch erzählte 
man mir nicht nur von der tag-
täglichen Arbeit im Tierheim, 
sondern auch von den schwie-
rigen Rahmenbedingungen 
und den kleinen und größeren 
Problemen. 
Derzeit werden 137 Tiere im Be-
zirkstierheim Franziskus betreut. 
Allein 200 Katzenkisterl werden 
täglich gereinigt. Daneben fal-
len Tierarztbesuche, die Versor-
gung und Pfl ege kranker Tiere 
und  Vermittlungsgespräche 
an. Tierschutzrelevante Arbei-

ten wie Besuche im Altenheim, 
die Organisation diverser Ver-
anstaltungen und die Arbeit 
mit den Hunden gehören zum 
Tagesgeschäft.
Vieles davon muss ehrenamtlich 
erledigt werden, da das Geld für 
Personal einfach nicht vorhan-
den ist. 
Ein wichtiger Punkt, über den 
wir auch gesprochen haben, 
ist die Katzenkastrationspfl icht. 
Stellen Sie sich ein Katzenpaar 
vor, das zweimal pro Jahr Nach-
wuchs bekommt. Gehen wir 
davon aus, dass pro Wurf je 
drei Kätzchen überleben, dann 
hat dieses Pärchen in 10 Jahren 
für eine Nachkommenschaft 
von über 80 Millionen Katzen 
gesorgt! 
Deshalb ist dieses Gesetz sehr 
sinnvoll und muss auch dem-
entsprechend streng vollzogen 
werden!

Ich bin jetzt seit März 2015 in 
Köflach Gemeinderätin und 
immer noch erstaunt, wie viele 
unterschiedliche Themen, Sor-
gen und Nöte an mich heran-
getragen werden. Wenn auch 
Sie ein Anliegen haben, können 
Sie sich gerne unter 0680/22 095 
77 an mich wenden!

Ihre  Kerstin Sterf 

Kerstin Sterf, 
KPÖ-Gemeinderätin Köfl ach

Der Hilferuf 
aus dem Tierheim

Helfen statt reden

Franziskus Tierheim
Franziskusweg 1, 8582 Rosental an der Kainach
Tel. 0680 20 66 057
SPAZIERGEHER SONNTAG: Auch sonntags ist es mög-
lich, mit unseren Schützlingen spazieren zu gehen. 
Jeden Sonntag von 10-12 Uhr.

cc fl ickt notfellchen

Graz, Landhaus
Voranmeldung erbeten

Weststeirisches ECHO
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Zahlreiche Gäste konnten die 
Mitarbeiter und Mitarbeite-

rinnen der KPÖ Weststeiermark 
am 1.Oktober beim Sommerab-
schlussfest begrüßen. 

Die Gemeinderätinnen aus 
Voitsberg und Köflach, Hilde 
Tragler und Kerstin Sterf sowie 
Gemeinderat Walter Weiss aus 
Deutschlandsberg und KPÖ-LAbg. 

Die KPÖ Weststeiermark lud zum Sommerabschlussfest

KPÖ-Bezirksheim: Hildegard-Burger-Haus

Hildegard Burger 1905 - 1943Die Widerstandskämpferin Hildegard Burger wurde im Mai 1943 vom Oberlandesgericht Wien wegen  

Vorbereitung zum Hochverrat zum Tode verurteilt und am 23.9.1943 hingerichtet.
Burger wollte Faschismus und Krieg nicht einfach hinnehmen. Deshalb engagierte sie sich im kommunistischen 

Widerstand. Sie war in der Roten Hilfe aktiv und begann gemeinsam mit Albin Kaiser und Johann Jandl den  

Ausbau der Kommunistischen Partei Voitsberg. Ab 1940 galt Hildegard Burger als Verbindungsfrau der  

KPÖ-Bezirksleitung  in der Weststeiermark zur Landesleitung in Graz.
Sie war eine Kämpferin für Demokratie und Freiheit und musste dafür mit ihrem Leben bezahlen.  

Wir wollen ihr stets ein ehrendes Andenken bewahren.

Voitsberg, am 15.Oktober 2016

KPÖ SteiermarkBezirksleitung Weststeiermark

Hildegard-Burger-Haus

Die Widerstandskämpferin Hildegard Burger wurde im Mai 1943 vom Oberlandesgericht Wien wegen 

Vorbereitung zum Hochverrat zum Tode verurteilt und am 23.9.1943 hingerichtet.
Burger wollte Faschismus und Krieg nicht einfach hinnehmen. Deshalb engagierte sie sich im kommunistischen 

Widerstand. Sie war in der Roten Hilfe aktiv und begann gemeinsam mit Albin Kaiser und Johann Jandl den 

Ausbau der Kommunistischen Partei Voitsberg. Ab 1940 galt Hildegard Burger als Verbindungsfrau der 

KPÖ-Bezirksleitung  in der Weststeiermark zur Landesleitung in Graz.
Sie war eine Kämpferin für Demokratie und Freiheit und musste dafür mit ihrem Leben bezahlen. 

Wir wollen ihr stets ein ehrendes Andenken bewahren.

Claudia Klimt-Weithaler feierten 
mit gut gelaunten Menschen bei 
Speis und Trank und hervorragen-
dem musikalischem Programm. 

DRAWZZNIKK – die Voits-
berger Band rund um Nina und 
Martin Traussnigg – war für groß-
artige Stimmung verantwortlich. 

Auf  ihre  Kosten kamen 

nicht nur die Erwachsenen, 
auch für die Kinder gab es 
jede Menge Spiel und Spaß. 
Kinderland-Bezirksobfrau 
Romana Dorner und ihr 
Team war mit Spielstationen 
vor Ort und sorgte dafür, dass 
die jungen Besucher und Be-
sucherinnen mit der Sonne 
um die Wette strahlten!

Im Rahmen einer Gedenkfeier erhielt am 15. Oktober 2016 das KPÖ Bezirks-
heim den Namen Hildegard-Burger-Haus. Eine Gedenktafel wurde am Haus 
angebracht, eine Broschüre über die hingerichtete Widerstandskämpferin 
ist bei der KPÖ kostenlos erhältlich.

Weststeirisches ECHO
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Hildegard-Burger-Haus der KPÖ Weststeiermark, Voitsberg, C.v.Hötzendorfstraße 29.

Hildegard Burger
1905 – 1943

Hildegard-Burger-Haus der KPÖ Weststeiermark

Hildegard-Burger-Haus in Voitsberg:

Hildegard Burger wurde am 6. 
November 1905 in Zeltweg geboren 
und wurde 38 Jahre später durch die 
deutschen Besatzer in Graz wegen 
„Vorbereitung zum Hochverrat“ 
hingerichtet.

Dem Todesurteil ist Folgendes 
zu entnehmen: „Hildegard Burger 
hat, obwohl bereits drei Mal we-
gen kommunistischer Betätigung 
beanstandet und festgenommen, 
trotzdem ihre Tätigkeit für die KPÖ 
wieder aufgenommen und sich 
hierdurch als fanatische und hart-
näckige Kommunistin erwiesen.”

Wer war diese „fanatische 
und hartnäckige”  
Kommunistin?  

Wer war Hildegard Burger? 
Geboren in Zeltweg absolvierte sie 
die Hauptschule und blieb bis zu ih-
rem 18. Lebensjahr bei ihren Eltern. 
Später lebte und arbeitete sie einige 
Jahre als Hausgehilfin in Wien, 1929 
heiratete sie einen Eisenbahner und 
zog mit ihm nach Graz. 

Burger wollte Nationalsozialis-
mus, Faschismus und Krieg nicht 
einfach hinnehmen. Sie wollte 
dagegen ankämpfen und so enga-

Hildegard Burger: Sie wollte Faschismus,  Nationalsozialis-
mus und Krieg nicht einfach hinnehmen und hat ihr Leben 
für ein freies Österreich hingegeben.

Ehrung für Widerstandskämpferin

gierte sie sich – wohl auch durch 
die marxistische Erziehung und 
Vorbildwirkung ihrer Eltern – im 
kommunistischen Widerstand. 
Schon in den 30er Jahren wurde sie 
in der Roten Hilfe aktiv. 1935, in der 
Zeit des Austrofaschismus wurde 
sie deshalb festgenommen und 
angeklagt, mangels eines Beweises 
aber freigesprochen.

Widerstand gegen  
deutsche Besetzung

Bereits kurz nach der Beset-
zung Österreichs geriet Hilde-
gard Burger bei den Nazis un-
ter Verdacht, „Hochverrat am 
deutschen Volke” begangen zu 
haben. Im Herbst 1939 musste sie 
über zwei Wochen in polizeilicher 
„Schutzhaft” verbringen. Ihr wur-
de vorgeworfen, sich an einem 
Unternehmen von Grazer Kom-
munisten, die Waffen von einem 
Heeres transport gestohlen hatten, 
beteiligt zu haben. Eine Festnahme  
erfolgte aber noch nicht.

Hildegard Burger arbeitete mit 
Widerstandskämpfern wie Richard 
Zach, Elfriede und Josef Neuhold, 
Karl Drews und Franz Weiß zu-

sammen. Sie verteilte die Zeitung 
„Der rote Stoßtrupp“ und begann 
gemeinsam mit Albin Kaiser und 
Johann Jandl den Ausbau der KPÖ 
in Voitsberg. Was ihnen unter 
widrigsten Umständen auch gut 
gelang. Schließlich zählte die KPÖ 
zu dieser Zeit im Bezirk Voitsberg 
zwischen 170 und 180 Mitglieder.

Ab 1940 war Hildegard Bur-
ger Verbindungsfrau der KPÖ-
Bezirksleitung in Voitsberg zur 
Landesleitung in Graz und spielte 
sowohl in der Zentrale, als auch 
im weststeirischen Industriegebiet 
eine maßgebliche Rolle.

Im Sommer 1941 wird Hil-
degard Burger von der Gestapo 
verhaftet. Nach Prozess und Ver-
urteilung wegen „Vorbereitung 
zum Hochverrat“ am 20. Mai 1943 
wird sie am 3. September 1943 
hingerichtet.

Hildegard Burger war eine 
Kämpferin für Freiheit und Demo-
kratie, gegen Faschismus und Krieg. 

Frauen wie Hildegard Burger 
dürfen nicht vergessen werden. 
Deshalb wurde das KPÖ-Bezirks-
heim in Voitsberg am 15 Oktober 
2016 nach ihr benannt und eine 
Gedenktafel angebracht.
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In den vergangenen Wochen 
gab es mehrere Vorschläge, 

bestimmte Personengruppen 
von den Wahlen auzuschließen.

So forderte der Nationalratsab-
geordnete Marcus Franz (Ex-Team 
Stronach) den Wahlauschluss von 
Mindestsicherungsbeziehern, da 
sie keine Steuern zahlen. Und die 
FPÖ fordert die Aberkennung 
des Wahlrechts für besachwaltete 
und behinderte Personen mit der 
Behauptung, dass es in Pfl ege- und 
Altersheimen zu Wahlbetrug ge-
kommen sei. Bis heute konnte kein 
einziger solcher Fall nachgewiesen 
werden. 

Rund 60.000 Menschen in Ös-
terreich sind besachwaltet. Früher 
hieß das „entmündigt“. Der FPÖ-
Europaabgeordnete Harald Vi-
limsky behauptete, dass von diesen 
Personen „ein Gutteil im Extremfall 
nicht weiß, wie sie heißen und sie 
wissen nicht, dass demokratische 
Wahlen stattfi nden“.

Eine ungeheure Unterstellung. 
Nur ein Bruchteil der Besachwal-
teten steht so neben der Spur, wie 
Vilimsky behauptet.

Besachwaltet werden in Öster-
reich nämlich keineswegs nur geis-

tig behinderte Menschen, sondern 
auch Spielsüchtige, Alkoholiker, 
Schlaganfallpatienten und andere 
Leute, denen die Kontrolle über 
ihr Leben zeitweilig entgleitet, die 
aber sehr wohl wissen, wer sie sind 
und was sie wollen.

Das Besachwaltungsrecht wird 
gerade reformiert, weil die meisten 
„Entmündigten“ nicht so „dumm“ 
sind, wie es diese Partei unterstellt.

B e im Hofer-Vors ch l ag , 
Schwerstbehinderte erst zu be-
gutachten, bevor sie wählen dür-
fen, stellt sich die Frage, wie man 
„schwerstbehindert“ definiert 
und nach welchen Kriterien das 
begutachtet werden soll. Fallen 
auch Menschen wie Norbert Hofer 
selbst darunter, der ja bekanntlich 
erfolgreich um eine Berufsunfä-
higkeitspension angesucht hat, 
bevor er Präsidentschaftskandidat 
wurde? 

Und: Wenn Behinderte ein 
Gutachten brauchen, um wählen 
zu dürfen, sollte man dann nicht 
auch alle anderen Menschen auf 
ihre Wahltauglichkeit untersu-
chen?

In Österreich kann fast ein 

Viertel der Bevölkerung nicht 
sinnerfassend lesen. Sollen die 
trotzdem über komplizierte de-
mokratische Prozesse abstimmen 
dürfen?

Wir sagen: Natürlich sollen sie!
Jeder Staatsbürger / jede 

Staatsbürgerin, mit Ausnahme 
von Schwerverbrechern, die zu 
mehr als fünf Jahren Haft verur-
teilt wurden, hat in Österreich das 
Wahlrecht. Dieses Recht wurde 
hart erkämpft. Einst durfte nur 
der Adel – bzw. nur diejenigen, 
die Steuern zahlten – wählen. 
Mehr Steuergeld bedeute mehr 
Wahlrechte.

Dann kam das allgemeine 
Wahlrecht, nur für Männer. Erst 
die Revolution von 1918 brachte 
das allgemeine Wahlrecht – auch 
für die Frauen.

Der Wahlrechtsvorstoß der 
selbsternannten „sozialen Hei-
matpartei“, Behinderte nur nach 
einer Untersuchung durch einen 
Gutachter wählen zu lassen, ist 
an Menschenverachtung kaum 
zu überbieten!

Eine Partei, die das Wahlrecht 
einschränken will, will die Demo-
kratie einschränken!

Das freie und gleiche Wahlrecht ist eines der wichtigsten Menschenrechte. Es gibt jedem Menschen 
die Möglichkeit zu bestimmen, wer sein Leben bestimmt.

WITH GOD ON 
OUR SIDE 
Von Literaturnobelpreisträger Robert 
Zimmermann, bekannt als Bob Dylan

Die Qual der Wahl

Präsidentenwahlen in Österreich und den USA. 
Hier wie dort kommt keine richtige Freude auf. Es geht nicht mehr darum, von zwei guten Kandida-
ten den Besseren zu bestimmen, sondern nur noch darum, das größere Übel zu verhindern.
Wohin geht unsere Demokratie, wenn nur noch wirtschaftliche Interessen im Vordergrund stehen? 

Wahlrecht: Allgemein, frei, gleich, geheim
Mein Name tut nichts zur Sache.
Mein Alter bedeutet weniger.
Das Land aus dem ich komme,
nennt man den mittleren Westen.
Dort wurde ich erzogen
die Gesetze zu befolgen.
Und dass das Land in dem ich lebe
Gott auf seiner Seite hat.
...
Der Erste Weltkrieg, Jungs.
Er kam und ging.
Den Grund zum kämpfen
habe ich nie verstanden.
Aber ich lernte ihn zu akzeptieren.
Ihn mit Stolz zu akzeptieren.
Für dich zählen die Toten nicht,
wenn Gott auf deiner Seite ist.

Als der Zweite Weltkrieg
zu Ende ging,
vergaben wir den Deutschen.
Und wir waren Freunde.
Obwohl sie sechs Millionen (Men-
schen) ermordeten.
In den Öfen haben sie gebraten.
Die Deutschen haben jetzt auch
Gott auf ihrer Seite.

Ich habe mein ganzes Leben
gelernt die Russen zu hassen.
Wenn ein Krieg kommt,
müssen wir gegen sie kämpfen.
Sie zu hassen und zu fürchten,
zu laufen und zu verstecken.
Und ich akzeptiere es tapfer
mit Gott auf meiner Seite.
...
Aber jetzt haben wir Waff en
aus chemischem Staub.
Wenn diese abgefeuert werden, 
dann sind wir gezwungen,
diese abzufeuern, wir müssen.
Ein Knopfdruck.
Und ein globaler Schlag.
Und du stellst keine Fragen, 
wenn Gott auf deiner Seite ist.

Übersetzung: songtexte.com
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Österreich hat einen ewi-
gen Kaiser: Franz Joseph. 
Das Bild des gütig blicken-
den alten Herrn in der Hof-
burg wird zu seinem 100. 
Todestag am 21. November 
wieder einmal aufpoliert. 
Schließlich ist er ein Touris-
musmagnet.

Dass sich hinter diesem Bild ein 
autoritär regierender reaktio-

närer und im Privaten kaltherziger  
Monarch verbirgt, das erfährt man 
höchstens in wissenschaftlichen 
Fachpublikationen.

Aber schon das Bild, das vor 
unserem inneren Auge entsteht, 
wenn wir an Franz Joseph denken, 
ist nicht naturgewachsen. Es war 
und ist das Ergebnis der Arbeit von 
Werbefachleuten und von dem, 
was wir heute Spindoktoren nen-
nen. Berichte über die Habsburger 
und Bilder des Kaisers durften 
nämlich nur erscheinen, wenn 
sie von höchster Stelle genehmigt 
worden waren. Und in den Jahren 
der Agonie des Habsburgerreiches 
vor dem ersten Weltkrieg sollte das 
Bild des alten Kaisers, dem nichts 
erspart blieb, den Zusammenhalt 
sichern. Was man später und in 
ganz anderen Zusammenhängen 
Personenkult nennen sollte, wurde 
rund um den angeblich gütigen 
alten Mann in der Hofburg und 
in Schönbrunn auf die Spitze ge-
trieben.

Und es hat gewirkt; bis in 
republikanische Zeiten. Die TV-
Verfilmung des Romans Radetz-
kymarsch  von Joseph Roth wurde 
im Jahr 1964 zum Skandal, weil der 
Kaiser darin im Nachthemd und 
als seniler alter Mann gezeichnet 
wurde. Nichts durfte und darf das 
Image stören. Schließlich lässt 
sich damit gutes Geld verdienen. 
Und die Schattenseiten des mon-
archistischen Systems können so 
verdrängt werden.

Der ewige Kaiser 
Franz Joseph: Touristenmagnet mit Schattenseiten

Drakonische Mittel
Dieses Bild wurde seinerzeit 

mit drakonischen Mitteln durch-
gesetzt. Jede Kritik am Kaiser und 
am Herrscherhaus war verboten. 
Schließlich war der Herrscher in 
der gültigen Verfassung von 1867 
jeder rechtlichen Verantwortung 
entzogen. Zum Ausdruck kam 
das im Artikel 1 des Staatsgrund-
gesetzes über die Ausübung der 
Regierungs- und Vollzugsgewalt 
mit den Worten: „Der Kaiser ist 
geheiligt, unverletzlich und unver-
antwortlich.“ Wer die dem Kaiser 
schuldige Ehrfurcht auf irgendeine 
Weise vorsätzlich verletzte, machte 
sich des Verbrechens der Majes-
tätsbeleidigung, schuldig (§ 63 StG. 
Höchststrafe fünf Jahre schwerer 
Kerker). In der zeitgenössischen Li-
teratur finden sich zahllose Belege 
dafür, wie exzessiv diese Bestim-
mungen ausgenützt wurden. 

Ein weiteres Vorrecht des Kai-
sers, das durch keine parlamenta-
rische Hürde gehemmt wurde, war 
die Erklärung eines Krieges. Und es 

war niemand anderer als 
Kaiser Franz Joseph, der 
durch seine Kriegserklä-
rung an Serbien am 28. 
Juli 1914 den Mechanis-
mus in Kraft setzte, der 
zum Weltkrieg mit sei-
nen riesigen Menschen-
opfern führte. Der ORF 
sieht im Entschluss zum 
Krieg eine Mischung aus Kriegslust, 
politischem Leichtsinn, fatalen 
Fehleinschätzungen und konst-
ruierten Fakten. Die Behauptung, 
dass Franz Joseph eigentlich nicht 
für den Krieg gewesen wäre, hat 
sich, wie Historiker nachgewiesen 
haben, als Legende herausgestellt. 
Der Kaiser war keine Operetten-
figur, wie sie im „Weißen Rössl am 
Wolfgangsee“ auftaucht, sondern 
einer der Verantwortlichen für das 
erste große Völkergemetzel im 20. 
Jahrhundert.

80.000 Opfer

Und die Verordnungen, die den 
Ausnahmezustand begründeten, 

hat niemand anderer als 
Franz Josef  im Juli/Au-
gust 1914 unterzeichnet. 
Die schärfste Periode der 
Kriegsdiktatur fiel gerade 
in seine Regierungszeit 
und in seinem Namen 
wurden an die 80.000 
Menschen durch oft 
hemmungslose Rechts-

beugungen zum Tode verurteilt, 
hingerichtet oder brutalen Repres-
salien ausgesetzt, wie der Historiker 
Hans Hautmann betont.

Das ist ihm vorzuwerfen. Dass 
sich bei ihm frömmelnder Katholi-
zismus mit Doppelmoral in Fragen 
der Sexualität verbunden haben. 
Dass sein Image der persönlichen 
Bescheidenheit nicht mit dem 
ungeheuren Reichtum der Habs-
burger in Einklang zu bringen ist, 
das ist angesichts dessen weniger 
schwerwiegend. Es gab viele Grün-
de, warum es im Jahr 1918 zur 
Revolution gegen die Habsburger 
kam. Die dunkle Seite des alten 
Kaisers war einer davon.

Für Kaiser, Gott und Heimat: Die Henker des Kaisers mordeten nach Kriegsrecht.  Den Reichsratsabge-
ordneten Battisti (links) ebenso wie der Spionage beschuldigte Bürgerinnen Österreichs.

Franz Joseph I, 1866
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Am 23. Juni hat die Bevöl-
kerung von Großbritannien 
den Austritt ihres Landes 
aus der EU beschlossen. 
Zuerst hat es darüber in 
Brüssel und in Wien große 
Aufregung gegeben. Jetzt 
macht man dort weiter, als 
wäre nichts geschehen. 

Andere Krisen haben dieses 
wichtige Ereignis in den Hin-

tergrund treten lassen. Man darf 
aber nicht vergessen: Diese Volksab-
stimmung hat gezeigt, dass die EU in 
ihrer heutigen Form keine Zukunft 
hat. Der Widerspruch zwischen 
den Plänen und Maßnahmen der 
Eliten und den Forderungen einer 
immer größer werdenden Mehrheit 
der Bevölkerung muss aufgehoben 
werden. Wenn das nicht geschieht, 
drohen sehr ungemütliche Zustände 
auf europäischer Ebene und auch in 
Österreich.

Ein anderer Weg

Aufschwung, Arbeitsplätze, 
Frieden und Sicherheit: Mit diesen 
positiven Schlagworten hat man 
vor dem Beitritt Österreichs für die 
EU geworben. Das ist schon lange 
vorbei. Jetzt operiert man mit Furcht 
und Schrecken, um den Menschen 
einzureden, dass ohne die EU alles 

Brexit zeigt: Diese EU hat keine Zukunft

viel schlechter wäre. Noch vor ei-
nem Jahr hat diese Meinungsmache 
funktioniert: Griechenland wurde in 
die Knie gezwungen. Den Menschen 
wurde die Hoffnung auf ein Ende der 
Spardiktate ausgetrieben. 

Das große Aber
Die Abstimmung in Großbri-

tannien zeigt die Möglichkeit eines 
anderen Weges auf. 

Es gibt jedoch ein großes Aber: 
Die Menschen haben dort wegen des 
Sozialabbaus und wegen der Zerstö-

rung gewachsener Strukturen gegen 
die EU und ihre Regierung gestimmt. 
Ob eine Regierung der Reichen für 
die Reichen bei den Verhandlungen 
über den EU-Austritt auf die Inter-
essen der Mehrheit der Bevölkerung 
Rücksicht nehmen wird, ist sehr 
fraglich.

Die Banken und die Konzerne in 
Großbritannien und der EU werden 
einen Weg finden, um ihre Profite 
auch unter den neuen Bedingungen 
sicherzustellen.

In der kleiner werdenden EU 
geht der Prozess des Abbaus der 
Demokratie und der Militarisie-
rung weiter. Damit will man die 
vielen Krisen, die in diesen Monaten 
sichtbar geworden sind – von der 
Migrationskrise bis zur neuen Ban-
kenkrise – in den Griff bekommen. 
Die Bevölkerung soll dabei nicht 
mitreden dürfen.

Nach den „faulen Südländern“ 
und den „rückständigen Osteuro-
päern“ sind jetzt in der Öffentlichkeit 
auch die „undankbaren Briten“ Ob-
jekte einer Gräuelpropaganda. 
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Sieg des Populismus?
Die EU erzeugt mit ihrer Politik 
Fremdenfeindlichkeit und stärkt 
politische Bewegungen, die aus 
dem Hass gegen andere Kapital 
schlagen. Jetzt zeigen die Mächti-
gen auf die britische Bevölkerung 
und sprechen von einem Sieg 
des Rechtspopulismus. Der große 
Gegensatz besteht aber nicht 
zwischen der EU-Spitze in Brüssel 
und den rechten Schreiern in den 
Mitgliedsstaaten. Die FP hat als Re-
gierungspartei (2000–2006) schon 
bewiesen, dass sie alle Vorgaben 
der EU mitträgt.
Den Mächtigen sind solche Bewe-
gungen lieber als linke Parteien 
und Regierungen, die die Herr-
schaft des großen Geldes ernsthaft 
in Frage stellen.

1,5 Milliarden für EU-
Pensionisten
Die Pensionen der EU-Führungs-
spitze machten 2015 bereits 1,5 
Milliarden Euro aus.  Zu den Be-
günstigten zählen unter anderem 
die Kommissionsmitglieder, der 
EU-Ratspräsident, die Spitze des 
EU-Rechnungshofs und die Abge-
ordneten des EU-Parlaments.

Diese Personen haben ausgesorgt, 
während die Bevölkerung immer 
schwerere Lasten zu tragen hat. 
Quelle: Offizielle Zahlen der EU- Kommission

Entscheidende Frage

Damit lenkt man von der ent-
scheidenden Frage ab: Die Euro-
päische Union übernimmt viele 
Aufgaben, die auf nationalstaatlicher 
Ebene in den Mitgliedsstaaten auf 
demokratischem Wege nicht durch-
zusetzen wären. Privatisierungen 
und Deregulierungen haben weder 
vor Industriebetrieben, noch vor 
dem Bildungswesen, der Gesund-
heitsversorgung oder den sozialen 
Sicherungssystemen Halt gemacht. 
Die Vermögen Weniger sind rasant 
gestiegen, während die Kaufkraft 
der breiten Masse stagniert. Die EU 
selbst ist die Ursache vieler Probleme. 

Diese Erkenntnis muss Folgen 
haben. Schimpfen genügt nicht. Es 
geht um Alternativen. Die Unter-
ordnung unter die Vorgaben der EU 
muss ein Ende haben. Ein Europa des 
Friedens und der sozialen Sicherheit 
ist nur möglich, wenn wir die EU in 
ihrer heutigen Form überwinden. 
Fangen wir damit an – in Österreich.

Franz Stephan Parteder

Großbritannien stimmte gegen EU-Mitgliedschaft.
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Einfache  
Dinkelkeks 

Zutaten:
500g Dinkelvollkornmehl
250g Butter 
200g Zucker
4 Dotter 
1 Packerl Vanillezucker
Zitronenschalenabrieb

Aus den Zutaten einen Mürb-
teig bereiten, eine Kugel 
formen, in Frischhaltefolie 
einwickeln und mindestens drei 
Stunden im Kühlschrank rasten 
lassen.

Anschließend Scheiben  schnei-
den, diese zu Stangen rollen  
(ca. 2 cm dick).
Dann 3 - 4 mm dicke Stücke 
schneiden (funktioniert gut mit 
einer Teigkarte),
Auf ein Backblechpapier legen 
und ca. 15 bis 20 Minuten ba-
cken (180 Grad)

Diese Kekse können auch in 
Schoko getunkt werden.
In einer Blechdose aufbewahren!

Kokos-Mohnbusserl
Aus dem Eiklar lassen sich 
köstliche Kokos-Mohn- oder 
Kürbiskernbusserl zubereiten.

Bei den Mohnbusserln ein 
Tipp: den Mohn kurz in etwas 
Orangensaft quellen lassen. 

Eiklar mit 1 Prise Salz auf-
schlagen, 200g Kristallzucker 
einschlagen. 
Gewünschte Zutaten unterhe-
ben, kleine Häufchen auf ein 
Backpapier formen und  
bei 80 - 100 Grad Heißluft  
45 Min. (je nach Größe) trock-
nen lassen!

Es muss nicht immer Pizza sein!

Rezept von  
Ulrike Pendl

Die Fondsgesellschaft Black-
Rock ist ein Gigant: Sie ist 

an fast allen Konzernen der Welt 
beteiligt und verwaltet unfassbare 
4.700 Milliarden Dollar.  In den 
Vereinigten Staaten ist BlackRock 
der größte Anteilseigner von ei-
nem Fünftel aller börsennotierten 
Unternehmen. In Deutschland ist 
BlackRock der größte Anteilseigner 
von mehr als einem Drittel der 30 
Dax-Konzerne. Die Liste reicht von 
Adidas, Allianz, BASF und Bayer 
und über die Deutsche Börse bis zu 
Siemens und Vonovia am Ende des 
Börsenalphabets... Der deutsche 
Chemiekonzern Bayer ist dabei, 
die US-Nahrungsmittelfirma  Mon-
santo zu übernehmen. Durch die 
Übernahme Monsanto durch Bayer 
für 59 Milliarden Dollar entsteht 
der größte Agrarchemiekonzern 
der Welt. Was aber die wenigsten 
wissen: Bei beiden Firmen ist Black-
Rock Mehrheitseigentümer. 

Der Super-Kapitalist

Auch im Bankenbereich ist 
Blackrock dominant.  BlackRock 
ist der größte Anteilseigner von 
vier der fünf größten amerikani-
schen Banken, und in Europa der 
größte Anteilseigner zum Bei-
spiel der Deutschen Bank, der 
niederländischen ING Bank, der 
englischen HSBC, der spanischen 
Banco Bilbao, und der zweitgrößte 
Anteilseigner von BNP Paribas, 
Unicredit und Banco Sanpaolo.“ 
BlackRock ist aber nicht der einzige 
Vermögensverwaltungsfonds. Es 
gibt Vanguard mit 3.200 Milliarden 
Dollar verwaltetem Vermögen und  
Fidelity mit 2.000 Milliarden Dollar.

Fondsgesellschaften verwalten 
das Vermögen von vermögenden 

Die neuen Herrscher der Erde
BlackRock: An fast allen Konzernen der Welt beteiligt

Man muss die Herrscher der Welt nicht unter den Perso-
nen suchen, die im politischen Rampenlicht stehen. Es ist 
die ökonomische Macht von Fonds und Beteiligungsge-
sellschaften, die vieles in unserer Gesellschaft lenkt. Der 
Ökonom Josef Falkinger zeigt das am Beispiel des Ver-
mögensverwaltungsfonds BlackRock. 

Individuen, Familien, Stiftungen, 
aber auch von sogenannten institu-
tionellen Investoren. Letztere sind 
Pensionsfonds, Versicherungen 
aber auch die großen Staatsfonds 
erdölexportierender Länder. 

Das ist eine riesige Wirtschafts-
macht mit weitreichenden politi-
schen Auswirkungen: Konzerne 
wie Blackrock können weltweit  die 
Politik und Ökonomiebestimmen. 
Josef Falkinger: „Treffen sich die 
Vorstandsvorsitzenden der drei 
größten Fondsgesellschaften der 
Welt, brauchen sie nur noch einen 

sehr kleinen Tisch reservieren.“

Zentralisierung
Die Schlussfolgerung des Öko-

nomen: Seit den 1980er Jahren 
werden Finanzmärkte liberalisiert, 
der internationale Kapitalverkehr 
entgrenzt und staatliche Kontroll- 
und Steuerungsmechanismen sys-
tematisch zurückgedrängt. Immer 
ist das Hauptargument die Förde-
rung der freien Konkurrenz und 
der Abbau staatlicher Monopole. 
Am Ende dieses Prozesses stehen 
private Monopole, die mächtiger 
sind als jeder Staat. Die öffentlichen 

Banken der 1960er und 
70er Jahre orientierten 
sich an den Erfordernis-
sen der Gesamtwirtschaft 
und unterstanden der de-
mokratischen Kontrolle 
durch die Öffentlichkeit. 
Die modernen Monopo-
le hingegen orientieren 
sich ausschließlich am 
Profit. Ihr Geschäft ist die 
Umgehung der Kartell-
gesetze – und damit die 
Verschwörung gegen die 
Öffentlichkeit. 

(Quelle: mosaikblog 2016)

foto wikicommons, HQ

foto wikicommons - Americasroof

ZVP Zentralverband der Pensionisten
AUSKUNFT UND INFORMATIONEN

Mo. bis Do. von 10 bis 12 Uhr
Lagergasse 98a, 8020 Graz.  E-Mail: zentralverband@kpoe-steiermark.at

& 0316/ 71 24 80 – Voranmeldung erbeten.

Rat und Hilfe 
für ältere Menschen bei Anträgen um Pflegegeld, Pension. 

– Ausfüllen von Formularen. 
– Erklärung zur Arbeitnehmerveranlagung (=Jahresausgleich). 

– Geselligkeit. Ausflüge, Reisen, Turnen.
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ANLAUFSTELLEN  
für  
Schmerzpatienten

LKH Graz Klinikum
Klinische Abteilung für Spezielle 
Anästhesiologie, Schmerz- und 
Intensivmedizin
Mo–Fr: 8.00–15.00 Uhr
Terminvereinbarung:  
0316/385 14313 

Neurologische Schmerzam-
bulanz 
(speziell bei Kopfschmerzen)
Mo–Fr: 8.00–13.30 Uhr
Terminvereinbarung:  
0316/385 12426 

Schmerzambulanz der Univ. 
Zahnklinik, Mund- und  
Kieferheilkunde
Fr 16.00–17.00 Uhr
Sa/So/Feiertage: 10.00–12.00  
und 16.00–17.00 Uhr
Tel.: 0316/385 80718

Für Patienten mit Zahn-
schmerzen ohne Termin
Mo–Do 8.00–13.00 und  
Fr 8.00–11.00 Uhr
Tel.: 0316/385 13280

Zahnärztlicher Notdienst 
für Eltern
Telefonservice: 0316 / 81 81 11
Notdienst der Zahnklinik:  
Tel. 0316/385 2248

KH der Elisabethinen 
Schmerzambulanz
Mo–Do: 9.30–12.30 Uhr
Terminvereinbarung:  
Tel. 0316/7063 4080

LKH Graz Süd-West 
Abteilung für Anästhesiolo-
gie und Intensivmedizin und 
Schmerzambulanz
Für Hauspatienten (und Verein-
barung nach Zuweisung durch 
Hausärzte)
Mo–Fr: 8.00–14.00 Uhr
Tel. 0316/54 66 4281

Klinikum Klagenfurt
Interdisziplinäre  
Schmerz ambulanz
Terminvereinbarung:   
Tel. 0463/538 23720

Ein bisschen weniger Schmerz
 Was tun bei chronischen Schmerzen?
Schmerzen zerstören  
Lebensqualität, Schmer-
zen zermürben. Spezielle 
Schmerzambulanzen bie-
ten Hilfe an. Doch die Ver-
sorgung ist mangelhaft.

Geschätzte 23.000 chronische 
Schmerzpatienten gibt es ak-

tuell in der Steiermark. Derzeit kön-
nen weniger als die Hälfte, nämlich 
lediglich rund 10.000, entsprechend 
versorgt werden. Das hat die Ös-
terreichische Schmerzgesellschaft 
(ÖSG) erhoben.

Stadt soll helfen

In Graz gibt es Schmerzambulanzen 
im LKH Graz, im LKH Graz West, 
sowie im Krankenhaus der Elisabe-
thinen (siehe Info-Spalte). 

„Die Versorgungssituation für 
schwer betroffene Schmerzpati-
enten muss verbessert werden“, 
fordert KPÖ Gesundheitsspreche-
rin Elke Heinrichs. Sie warnte 
im Gemeinderat vor weiteren 
Schließungen oder Einschränkun-
gen von Schmerzambulanzen und 
regte stattdessen die Einrichtung 
einer multimodalen Tagesklinik 
zur Schmerzbehandlung an, wie 
es sie am Klinikum Klagenfurt be-
reits gibt. „Die Stadt Graz soll sich 
stark machen und die Einrichtung 
einer multimodalen Tagesklinik 
mit Nachdruck einfordern“, so 
Heinrichs.

Medikamente allein  
reichen nicht

Aufgrund ihrer Initiative lud 
die Stadt Graz Anfang Mai zwei 
Experten ein, Herrn Univ.-Prof. Dr. 
Michael Herbert von der Anästhe-
siologie am LKH Graz und Herrn 
OA Dr. Wolfgang Jaksch, Präsident 
der ÖSG. Sie machten in ihren 
Ausführungen die Dringlichkeit des 
Anliegens immer wieder deutlich. 
„Pro 500.000 Einwohnern wäre 

ein tagesklinisches Zentrum von 
Nöten“, führte Jaksch aus. „Die Pa-
tienten bedürfen einer dreistufigen 
Versorgung: Hausarzt – Facharzt 
– Ambulanz/Tagesklinik/einige 
Schmerzbetten. Nur so könnten 
auch die ständig steigenden volks-
wirtschaftlichen Kosten durch 
Frühpensionierungen, Burnout etc. 
hintan gehalten werden!“

Professor Herbert ergänzte: 
„Bei chronischen Schmerzen reicht 
es nicht, nur Medikamente zu ver-
ordnen. Unbedingt notwendig ist 
vielmehr ein umfassendes „bio-psy-
cho-soziales Behandlungsmodell“

Gute Erfahrungen

Im „Zentrum für interdiszi-
plinäre Schmerztherapie“ in Kla-
genfurt wird genau dieses Konzept 
verfolgt. Die Erfahrungen sind laut 
ÖSG gut. Neben der medikamentö-
sen Schmerzbehandlung kommen 
auch andere Methoden, wie z.B. 
Kraft-, Ausdauer- und Koordinati-
onstraining, Entspannungstraining, 
Ernährungsberatung usw. zum 
Einsatz. Die Therapien werden auf 
das persönliche Krankheitsbild der 

Patienten abgestimmt.
Beim Land Steiermark, das für 

die Steiermärkischen Krankenan-
stalten zuständig ist, verweist man 
derzeit noch darauf, dass die Steier-
mark in puncto Schmerzambulan-
zen österreichweit verhältnismäßig 
gut aufgestellt sei.

„Wer je über einen längeren 
Zeitraum ohne Hilfe Schmerz ertra-
gen musste, kann eine solche Ant-
wort nur als Zynismus verstehen“, 
sagt Heinrichs. Sie verspricht: „Wir 
werden in der Frage der Schmerz-
ambulanzen nicht lockerlassen!“

KPÖ-Gesundheitssprecherin  
Elke Heinrichs setzt sich für eine 

bessere Schmerzversorgung ein.

fo
to

 la
ss

ed
es

ig
ne

n 
fo

to
lia

.co
m



21 STEIRISCHEVolksstimmewww.kpoe-steiermark.at

Don Kosaken Morosoff 
präsentieren:

http://kpoe-bildungsverein.at/

PROGRAMM 
Alle Veranstaltungen, wenn nicht 
anders angegeben, im Volkshaus 
Graz, KPÖ-Bildungszentrum, 
Lagergasse 98a

Tel. 0316 / 71 29 59  
bildungsverein.kpoe-steiermark.at

www.volkshaus-graz.at

Samstag, 12. November, 10 Uhr

Sozialabbau in 
Österreich

mit Anne Rieger, 
Emmerich Talos, 
Gerald Oberansmayr
Symposium mit der Alfred Klahr Ge-
sellschaft im Volkshaus Graz

Über die seit drei Jahrzehnten sich 
vollziehende Verschlechterung der so-
zialen Standards der Lohnabhängigen.

LJUDSKIDOMGRADEC

Christian Masser und die Country Zombies

Blues- und Country-Musik. Mit Christian Masser (Gitarre und Gesang), Kurt Bauer 
(Geige) und Gerhard Steinrück (Kontrabass).
Karten: € 14,- Abendkassa/€ 12,- Vorverkauf

Tel. 0316/712479 und 0316/712959

Fr. 16. Dezember 2016 –  19:30 Uhr

Mi. 23.11.  19 Uhr

Vortrag von Ernest Kaltenegger

Vortrag von Ernest Kaltenegger

»Vorwärts, und nie vergessen…« 
Streifzug durch die Geschichte des 
Arbeiterliedes

DI. 06. 12. 19 Uhr

Do. 08.12.2016 – 18:30 Uhr »Otoño de Tango«

Sa., 02. Dezember 2016 –  20 Uhr

Die KJÖ lädt alle interessierten Musiker und Bands ein, denn Gründe für Protest und 
Protestsongs gibt es heute mehr als genug: TTIP und Konzernmacht, Rassismus oder 
niedrige Löhne, Umweltzerstörung oder die immer weiter steigende Kluft zwischen 
Arm und Reich. Am 2. Dezember werden die provokantesten und originellsten Lieder 
im Grazer Volkshaus präsentiert. 

Do 1. Dezember 2016 – 19.30 Uhr

Sonntag, 18. Dezember 2016, 
17 Uhr

B I B L I O T H E K 
des KPÖ Bildungsvereins

Schwerpunkte sind Arbeiterbewe-
gung, marxistische Klassiker so-

wie antifaschistischer Widerstand. 
Wir haben Bücher abzugeben.

Tel. Bernd Mugele 0664/736 46417
http://kpoe-bildungsverein.at

im Volkshaus Graz
Nach Vereinbarung für alle 
zugänglich

Auf den Spuren der 
slowenischen Partisanen

VERANSTALTUNGEN 
im VolkshausGraz

Die Alterna-
tive zum Ja-
kobsweg: auf 
dem »Weg der 
Kuriere und 
Melder« (Pot 
kurirjev in vezi-
stov) kann man 
1000 Kilometer – vorbei an zahlreichen 
antifaschistischen Gedenkstätten - quer 
durch Slowenien wandern

Anhand von Hörbeispielen wird dieser 
spannende und gleichzeitig von den 
Eliten negierte Bereich der Kultur be-
leuchtet. Dabei kann man auch so man-
che Überraschung erleben…

Der „beste Singer-Songwriter auf Gottes 
Erden” (Willi Resetarits über Ernst 
Molden) und die „schönste Stimme der 
Welt" (Ernst Molden über Willi Reseta-
rits) 

VVK: Euro 24,– (erhältlich im Zentralkartenbüro) • AK: Euro 27,–
Ermäßigte Karten (15 Euro) bei der KPÖ Graz, Tel. 0316 / 71 24 79

18:30-20:00
Film »12 Tangos 
- Adios Buenos 
Aires« (bei freiem 
Eintritt)

21:00-23:15
Milonga 
(Eintritt: 12 Euro)

23:30-01:00 
DJ Stefan Körner

Die Legende von den 
Zwölf Räubern

Traditionelle Lieder und Tänze der 
Don Kosaken.
Volkshaus Graz, Lagergasse 98a, 
8020 Graz
AK: 16 Euro, VVK: 14 Euro
Karten unter: 0650/4231788
Eine Veranstaltung von Morosoff  Kosaken, mit Unter-
stützung des KPÖ-Bildungsvereins.
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RAT UND HILFE IN 
WOHNUNGSFRAGEN
Mieter schutzverband
Steiermark
Sparbersbachgasse 61
Tel. 0316 / 38 48 30
Sprechstunden – Bitte
um tel. Voranmeldung!

www.mieterschutzverband.at

Impressum: Medieninhaber, Herausge-
ber, Hersteller und Verleger: Landtags-
klub der KPÖ Steiermark, Herrengasse 
16/3, 8010 Graz. Für den Inhalt verant-
wortlich: Andreas Fuchs. Verlags- und 
Herstellungsort: m-4, Graz. Tel. 0316 / 
877-5102. Fax 0317 / 877-5108
E-Mail: volksstimme@kpoe-graz.at  // 
DVR: 0600008
Off enlegung: Das Grazer Stadtblatt / die 
Steirische Volksstimme – Informationsblatt 
der KP Steiermark ist ein Regionalmedium 
und dient der Information der steirischen 
Bevölkerung im Sinne der Arbeit der KPÖ 
Steiermark. Das Blatt ist unabhängig von 
kommerziellen Interessen und tritt für eine 
Stärkung des solidarischen Sozialsystems 
und gegen die Privatisie-
rung von öff entlichem Ei-
gentum und öffentlichen 
Dienstleistungen ein. 
gentum und öffentlichen 

STEIRISCHEVolksstimme

Mehr Infos über den Verein auf 
www.druckzeug.at
Kontakt: office@druckzeug.at
Tel.: 0699-12680414

WO: 

Buchdruckerei 

Bauer 

Annenstraße 19/

Hofgebäude, 

8020 Graz

Wir suchen:
Ehemalige 
Setzer-/DruckerInnen, 
die ihr Wissen über Handsatz und 
Hochdruck weitergeben möchten
Wir bieten:
Eine historische Druck-Werkstatt 
mitten in Graz für Interessierte 
und Kreative

Foto: Eva Mohringer-Milowiz

KOMMEN. 

SCHAUEN.

STAUNEN.

MITTUN!

Plakat, Aufkleber bitte bestellen bei: 
www.solidarwerkstatt.at

www.euroexit-org

I
n der Stadt am Zuckerhut wird 

aufgespielt. Bis zum 21. August 

steht die brasilianische Metro-

pole Rio de Janeiro im Zeichen der 

Ringe. Die als Cidade Maravilhosa, 

wundervolle Stadt, Besungene ist 

Gastgeberin der XXXI. Olympischen 

Spiele. Die Sommerspiele mitten im 

Winter sind eine Premiere für den 

südamerikanischen Kontinent. Et-

liche Sportstätten wurden dafür neu 

errichtet oder modernisiert, in die völ-

lig überlastete Verkehrsinfrastruktur 

wurde investiert. Tausende Bewohner 

der Favelas, der ärmeren Quartiere, 

mussten Neubauvorhaben weichen. 

Die soziale Ungleichheit unter Rios 

Bewohnern nahm in den vergangenen 

Jahren weiter zu. Trotz einiger Pan-

nen und Verzögerungen, einem nur 

mehr oder weniger fertig gestellten 

Olympischen Dorf, Zika-Mücken in 

der Luft und Dreck im Wasser der 

Guanabara-Seglerbucht ist die Stadt 

für das Großevent gerüstet.

Gerüstet ist hier das richtige Wort: 

Etwa 85.000 Polizisten und Solda-

ten sollen das viele Milliarden teu-

re Großereignis absichern, das mit 

Eintrittspreisen aufwartet, die für die 

meisten Brasilianer unerschwinglich 

sind. Sie bleiben Zaungäste. Olympia 

ist vor allem auch ein Magnet für 

Touristen aus den reichen Ländern 

und ein globales Medienereignis. Das 

große Aufgebot an Sicherheitskräften 

soll der Terrorgefahr begegnen, den 

risikovollen Alltag von den Besuchern 

fern- und politische Proteste kleinhal-

ten. Trotz einer fortschreitenden Mili-

tarisierung der öffentlichen Sicherheit 

stieg in Rio die Mordrate auf neue Re-

kordzahlen, auf das Konto der Polizei 

geht hier statistisch jeden Tag mehr 

als ein Toter.

Für Rio und ganz Brasilien soll 

es eine Riesenparty werden. Davon 

versteht man hier einiges, doch die 

Euphorie hält sich in Grenzen. Das 

Land ist wirtschaftlich und politisch 

in der Krise. Nach Umfragen ist eine 

Mehrheit der Bevölkerung nicht mehr 

scharf auf die Spiele. Das sah 2009 

noch anders aus, als Brasilien mit Prä-

sident Lula da Silva in Kopenhagen 

vom Internationalen Olympischen 

Komitee (IOC) den Zuschlag erhielt. 

Im Mai wurde seine Nachfolgerin 

Dilma Rousseff, ebenfalls von der 

Arbeiterpartei (PT), suspendiert, »da-

mit Vorwürfe gegen sie, zum Beispiel 

Tricksereien zur Verschleierung der 

realen Defizithöhe, juristisch geprüft 

werden können«, plappern deutsche 

Blätter Globo nach. Der Medienkon-

zern war ein Motor des rechten Put-

sches im Parlament. Dagegen regt 

sich im ganzen Land weiter Protest. 

Am Mittwoch ging die Polizei in Du-

que de Caixas nahe Rio hart gegen 

Spielverderber vor, die am Rande des 

olympischen Fackellaufs für mehr 

Geld für Bildung und gegen Inte-

rimspräsident Temer demonstrierten. 

Bei der Eröffnungsfeier am Freitag 

im Maracanã-Stadion, der Lula und 

Rousseff fernbleiben, erwartet diesen 

ein gellendes Pfeifkonzert. Das IOC 

plant an dieser Stelle eine laute Mu-

sikeinlage.

Und nun zum Sport: Beim Tref-

fen der Weltelite sind einige fanta-

stische Rekorde in Leibesübungen 

zu erwarten. Einen haben die Spiele 

schon vorab sicher: den für Heuche-

lei beim Thema Doping. Dass es die 

»gedoptesten« Spiele der Geschichte 

werden, glaubt nicht nur der Sport-

mediziner Perikles Simon, jüngst in 

der Süddeutschen Zeitung. Die unter 

»ferner liefen« in die Statistiken ein-

gehen werden, können später sagen, 

dass dabeisein alles war. Das Rennen 

um die Amtsenthebung von Rousseff 

wird voraussichtlich Ende August im 

Senat endgültig entschieden. Dass es 

dabei fair zugeht, ist auch eher un-

wahrscheinlich.

Siehe auch Seite 16

Achtung, 

fertig, los!

Türkische Wirtschaft vor »Säuberung«
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Mehr als 300  Palästinenser 

im Hungerstreik

Ramallah. Mehr als 300 Palästinenser 

sind am Donnerstag in israelischen 

Gefängnissen in den Hungerstreik 

getreten. Das berichtete die Nach-

richtenagentur Maan unter Berufung 

auf den Palästinensischen Gefange-

nenverband. 40 Inhaftierte stehen 

der linken Volksfront zur Befreiung 

Palästinas (PFLP) nahe. Sie solida-

risieren sich mit Bilal Kajed, der am 

heutigen Freitag seit 52 Tagen keine 

Nahrung mehr zu sich nimmt. Kajed 

wurde, nachdem er seine über 14jäh-

rige Gefängnisstrafe abgesessen 

hatte, von den israelischen Behörden 

in »Administrativhaft« genommen. 

Auch der prominente inhaftierte 

Journalist Omar Nasal hat sich dem 

Protest angeschlossen.

Weitere 285 Streikende stehen der 

Hamas nahe. Alle fordern ein Ende 

der repressiven Maßnahmen durch 

die israelische Gefängnisverwaltung. 

 

(jW)

Rheinmetall: Profite  

mit Rüstung wachsen

Düsseldorf. Der Autoteile- und Rü-

stungshersteller Rheinmetall profi-

tiert von der weltweit wachsenden 

Nachfrage nach Waffen und Muni-

tion. Insgesamt steigerte der Düs-

seldorfer Konzern seinen Umsatz 

im ersten Halbjahr 2016 um neun 

Prozent auf 2,6 Milliarden Euro. Das 

teilte das Unternehmen am Donners-

tag mit. Der Gewinn erhöhte sich im 

Jahresvergleich um mehr als 30 Pro-

zent auf 53 Millionen Euro. Haupt-

wachstumsträger war das Rüstungs-

geschäft mit einem Umsatzplus von 

19 Prozent. Die Autozulieferersparte 

des Konzerns erzielte ebenfalls ein 

Umsatzplus, allerdings nur im Um-

fang von neun Prozent. Rheinmetall-

Chef Armin Papperger betonte, der 

Konzern profitiere »vom weltweit 

wachsenden Bedarf an Produkten 

zur Gefahrenabwehr«, will heißen: 

an den Aufrüstungsbestrebungen di-

verser Länder. Der Auftragsbestand 

für der entsprechende Sparte habe 

Ende Juni mit 6,9 Milliarden Euro 

einen neuen Rekordwert erreicht. 

 

 (dpa/jW)

Mögen die Spiele beginnen, die Proteste gegen Temer und den IOC-Kommerz gehen weiter (Demonstranten am 2. August in Niterói im Bundesstaat Rio de Janeiro)
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Überraschend schnell

China senkt Förderung von Kohle, aber 

noch mehr deren Verbrauch.  

Von Wolfgang Pomrehn

Stets bereit

Die USA wollen die Gelegenheit für 

eine Intervention in Libyen nicht 

verstreichen lassen

Schon da

Hacker enttarnen US-Offiziere und 

»Nichtregierungsorganisationen« 

im Dienst der Armee Kiews

Ohren auf

Aufzeichnung von Polizeitelefonaten  

in Thüringen: Böse Absicht?  

Interview mit Lutz Hasse

2
3

6
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Kein olympischer Friede in  

Rio de Janeiro. Spiele  

beginnen,  begleitet  

von Protesten.  

Veranstalter  

 fürchten Eklat bei  

Eröffnungsfeier.  

Von Peter Steiniger

Erdogan kündigt harte Schritte gegen Unternehmen an. Kein Stopp der EU-Beitrittsverhandlungen

U
ngeachtet der Kritik aus der 

EU, will der türkische Staats-

präsident Recep Tayyip Er-

dogan die »Säuberungen« nach dem 

Putschversuch in seinem Land mit un-

verminderter Härte fortführen. »Wir 

haben noch keinen Punkt gesetzt, das 

ist erst das Komma«, sagte er am Don-

nerstag in Ankara in einer im Fern-

sehen übertragenen Ansprache. Es 

werde kein Nachlassen bei der »Säu-

berung« des Staates von Anhängern 

der Bewegung des Predigers Fethullah 

Gülen geben, den Erdogan für den 

Putschversuch verantwortlich macht.

Der Virus habe »sich überall ausge-

breitet« – offenbar auch in der Wirt-

schaft, gegen deren Vertreter er jetzt 

auch vorgehen will. Dort sei die Be-

wegung seines Rivalen am stärksten, 

weshalb er alle Geschäftsbeziehungen 

zu Unternehmen, die mit Gülen ver-

bunden seien, untersagen lassen so-

wie deren Erlöse einkassieren werde. 

Die von seinem früheren Verbündeten 

betriebenen Unternehmen, Schulen 

und Wohltätigkeitsorganisationen 

seien »Nester des Terrorismus«, ein 

Krebsgeschwür, das sich überall aus-

gebreitet habe. Wer die Gülen-Bewe-

gung finanziere, trage nicht weniger 

Schuld an dem Putsch als die Putschi-

sten selbst, betonte Erdogan.

Die Maßnahmen, die bis jetzt er-

griffen wurden, »sind nur die Spit-

ze des Eisbergs«, sagte Erdogan am 

Donnerstag vor den Vorsitzenden von 

Handelskammern und Börsen in An-

kara. Er rief die Geschäftsleute dazu 

auf, Gülen-Anhänger aus der Wirt-

schaft den Behörden zu melden. »Ich 

sage euch, das kann sogar euer Ver-

wandter sein.«

Angesichts der Entwicklungen in 

der Türkei sprach sich Österreichs 

Bundeskanzler Christian Kern ge-

genüber dem ORF für einen Abbruch 

der EU-Beitrittsgespräche aus, die 

ohnehin »nur noch diplomatische 

Fiktion« seien. Die EU-Kommissi-

on hält dagegen nichts von einem 

vorschnellen Abbruch der Verhand-

lungen. Es sei nicht der Moment, 

»aus der Hüfte zu schießen und die 

Beitrittsverhandlungen zu beenden«, 

hatte Kommissionspräsident Jean-

Claude Juncker am Wochenende in 

einem Interview gesagt.

 

(dpa/Reuters/jW)

Siehe Seite 8

wird herausgegeben von  

1.862 Genossinnen und 

Genossen (Stand 4.7.2016)
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Großes Theater

Ursula von der Leyen hat das neue 

Weißbuch der Bundeswehr vorge-

legt. Es soll den Rahmen für eine 

heimat- und weltumfassende, 

noch zeitgemäßere und zu allem 

 brauchbare Armee bilden.  

Von Otto Köhler
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Ab Herbst 2017 soll die Mehr-
heit der steirischen Haushalte 

mit sogenannten „intelligenten 
Stromzählern“ ausgestattet sein. 
Das gab die Energie Steiermark im 
Juli bekannt. 

Letztlich werden die steirischen 
Haushalte die Kosten für die „Smart 
Meter“ tragen, warnt KPÖ-Land-
tagsabgeordneter Werner Murgg. 
Diese belaufen sich auf mindestens 
250 Millionen Euro.

Verweigerung ist möglich

„Wer keinen Smart Meter möch-
te, kann ihn verweigern“, betont 
Murgg. Ein neuer Zähler wird aller-
dings laut EStAG dennoch installiert, 
aber wie bisher nur einmal jährlich 
abgelesen.  Über diese Regelung 
könnte allerdings künftig Druck 
auf „Verweigerer“ ausgeübt werden, 
befürchtet die KPÖ. Etwa, wenn die 

„Intelligente“ Stromzähler: 
KPÖ gegen Zwangsüberwachung

über fünf Millionen Stromzählern in 
Österreich entsteht. Die „smarten“ 
Stromzähler haben eine deutlich 
kürzere Lebenszeit. 

Da Smartmeter über das Internet 
abgelesen und gesteuert werden, 
droht auch Manipulationsgefahr, 
etwa durch Hackerangriff e.
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Der gute alte Stromzähler kann 
nur den Energieverbrauch 
zählen. Die neuen Smartmeter 
verraten unsere Lebensge-
wohnheiten.

EStAG dazu übergeht, für das Able-
sen eine Gebühr einzuheben.

Problematische Zähler

Die „intelligenten Stromzähler“ 
sind aus vielen Gründen problema-
tisch. Sie sind bei weitem nicht so 
umweltfreundlich, wie die Hersteller 
behaupten.

Haushalte werden „gläsern“, weil 
der genaue Stromverbrauch detail-
lierte Rückschlüsse über die Lebens-
gewohnheiten zulässt – etwa wann 
und wieviel gekocht, gewaschen 
oder der Fernseher oder Computer 
genutzt wird.

Die neuen Zähler verbrauchen 
– im Unterschied zum bisher ein-
gesetzten Ferraris-Zähler – selbst 
Strom für den Eigenbetrieb und sind 
wartungsintensiver. 

Die Umwelt leidet auch durch 
den Müllberg und den Rohstoff ver-
brauch, der durch den Austausch von 

Es sind die restriktiven Arbeits- 
und Lebensbedingungen der 
Menschen, die diese in kleine 
aggressive Konkurrenzmonster 
verwandeln. Unmenschlich 
gehalten, verhalten sie sich 
unmenschlich.

Franz Schandl, diepresse.com
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Briefe an die 
Redaktion
Die Redaktion behält sich vor, 

Leserbriefe gekürzt zu 

veröff entlichen Landhaus, Herrengasse 16, 8010 Graz,
Fax 0316/877 5108 oder E-Mail: volksstimme@kpoe-steiermark.at

STEIRISCHEVolksstimme

Beim Landestierschutzverein warten Haustiere auf neue Besitzer; 
oder entlaufene Lieblinge auf ihre alten... 
Folgende Tiere vermitteln die Tierheime des Landes tierschutzvereins, 
Graz, Grabenstraße 113, Tel. 0316 / 68 42 12      www.landestierschutzverein.at
Murtal, Murweg 3, 8723 Kobenz, Tel. 03512 / 49575    

TIERECKETiere suchen ein Zuhause

Leon ist ein kastr. Fundkater, 
der nicht vermisst wurde. Er 
ist leider noch schüchtern 
und sucht nicht die mensch-
liche Nähe. Leon sehnt sich 
nach einem eigenen Heim, 
in dem er zur Ruhe kommen 
kann.

Cloey ist eine kastr. Katzen-
dame, die aus schlechter 
Haltung stammt. Sie ist im 
Jahr 2013 geboren, zutraulich 
und eher von ruhigem Ge-
müt. Cloey sucht einen Platz 
mit Freigang.

Bounty und Phönix sind 
zwei Unzertrennliche, deren 
Besitzer vor kurzem verstor-
ben ist. Sie wünschen sich 
ein Heim mit möglichst viel 
Platz zum Herumfl iegen und 
Erkunden.

Boomer ist ein zutraulicher, 
ca. 2-jähriger Kater, der 
manchmal seinen eigenen 
Kopf hat. Er ist gut mit ande-
ren Katzen verträglich und 
ist gern das Zentrum des 
Geschehens.

Flappi: Schäferrüde, geb. 
März 2016. Ist aus berufl ichen 
Gründen heimatlos gewor-
den. Altersbedingt ist er ein 
aufgeweckter, verspielter 
Kerl, der gerne beschäftigt 
und gefördert wird. Flappi 
kennt und mag Kinder, nur 
Katzen duldet er nicht in 
seiner neuen Familie.

Lucky: kastr. Jack-Russell-
Rüde, der mehrmals sein 
Heim verloren hat. Anfangs 
Fremden gegenüber vor-
sichtig, beginnt erst lang-
sam aufzutauen. Lucky ist 
intelligent, würde gerne auch 
geistig gefördert werden und 
wünscht sich ein Heim ohne 
Kinder und Katzen, da die ihn 
stressen.

Wohnbeihilfe und 
Gebührenbefreiung 
gestrichen! 

Ich bin alleinerziehend und wohne 
mit meinen zwei Kindern in einer 58m²-
Wohnung. Mein Sohn absolviert das 
9. Schuljahr an einer weiterführenden 
Schule. Meine Tochter macht nächstes 
Jahr die Matura. Um ihr Taschengeld 
aufzubessern, arbeitet sie zusätzlich zur 
Schule noch jeden Samstag acht Stunden 
geringfügig in einem Bekleidungsge-
schäft . Ich beziehe auf Grund meiner 

Krankheit Rehabilitationsgeld und 
möchte, wenn es gesundheitlich möglich 
ist, wieder in das Berufsleben einsteigen. 
Deswegen besuche ich eine Tagesstruk-
tur und arbeite geringfügig vier Stunden 
in der Woche als Reinigungskraft . Nun 
wird uns aber wegen unserer geringfü-
gigen Arbeit die komplette Wohnbeihilfe 
und die Rezeptgebührenbefreiung gestri-
chen, weil wir mit unserem Einkommen 
über dem Richtsatz sind. Von dem Geld 
aus unserer geringfügigen Arbeit bleibt 
fast nichts mehr übrig.

Warum gibt es keine sozial ange-

ZVP 
Zentralverband der 

Pensionisten

SPRECH-
STUNDEN

MO. bis DO. von 
10 bis 12 Uhr

Lagergasse 98a, 8020 Graz
E-Mail: zentralverband@kpoe-

steiermark.at

& 0316/ 71 24 80 
Voranmeldung erbeten.

Rat und Hilfe 
für ältere Menschen 

bei Anträgen um 
Pfl egegeld, Pension. 

Ausfüllen von 
Formularen. 

Erklärung zur Arbeit-
nehmerveranlagung 
(=Jahresausgleich).

Geselligkeit. 
Ausfl üge, Reisen, 

Turnen.
Auskunft zu den 

Ortsgruppen: 
0316/ 71 24 80 Lisa ist eine ca 7,5 jährige 

Meerschweinchendame, die 
in ihrem hohen Alter noch 
im Tierheim gelandet ist. Sie 
sucht ein artgerechtes Heim 
mit einem passenden Art-
genossen, der ihr die letzten 
Lebensmonate noch versüßt!

Ako: im Sept 2012 geborener, 
kastr. Deutsch-Kurzhaar-Rüde 
der aus schlechter Haltung 
gerettet wurde. Ein zutrau-
licher und verschmuster Kerl, 
der einen hundeerfahrenen 
Besitzer braucht. Ako geht 
brav an der Leine, ist geleh-
rig und wünscht sich ein 
Heim mit gut eingezäuntem 
Garten.

messenere Einkommensstaff elung? Wie 
soll ich so meinen Kindern erklären, dass 
Arbeit sich auszahlt?

Martina D.

Maklerunwesen triff t auch 
Käufer

Ich habe mit Interesse ihren Beitrag 
über Erfahrungen mit Maklern gelesen. 
Dieselbe Situation wie für Mieter trifft   
auch für Käufer von Immobilien zu.

Rechtlich in Ordnung ist folgender 
Sachverhalt: Ein Bauträger, nennen wir 
ihn Anton Meier Bau AG (Name und 
Rechtsform frei erfunden), errichtet ein 
Wohngebäude. Er beauft ragt einen Mak-
ler, z.B. die Anton Meier Immo GmbH 
(Name und Rechtsform frei erfunden), 
die Wohnungen zu verkaufen. Weist der 
Makler in seinen Unterlagen einen Inter-
essenten schrift lich darauf hin, dass er 

mit dem Bauträger ein „Naheverhältnis“ 
hat, genügt das, um legal als „Zwischen-
stück“ zwischen Bauträger und Käufer 
vom Käufer Provision zu fordern, ein 
nettes Zuckerl mehr für den Bauträger, 
das der Käufer bezahlt.

Rechtlich ebenfalls in Ordnung ist 
das Auft reten als Doppelmakler. Sucht 
man eine Wohnung und fi ndet ein in-
teressantes Inserat, ruft  an, ein Makler 
meldet sich, ein Besichtigungstermin 
wird vereinbart, so ist man schon „Auf-
traggeber“ des Maklers und er darf im 
Fall des Abschlusses Provision fordern, 
obwohl der Makler nicht gesucht, son-
dern der Interessent ihn gefunden hat.

Fazit: Es wäre an der Zeit, sich mit 
dem Makler(un)wesen auch von dieser 
Seite zu beschäft igen und die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen zu ändern.

DI Robert Steiner
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Petition an den Landtag Steiermark

Wohnen darf nicht arm machen 

Hände weg von der Wohnbeihilfe
Mit 1. September haben SPÖ und ÖVP die Wohnbeihilfe in der Steiermark abgeschafft. Sie wurde durch die viel schlech-
tere „Wohnunterstützung“ ersetzt. 
Mit der neuen Regelung werden sich viele Leute ihre Wohnung nicht mehr leisten können: arbeitende Menschen, 
Familien, Studierende, Pensionistinnen und Pensionisten.
Nun werden Familienbeihilfe und Unterhaltszahlungen als Einkommen gewertet. Das ist ein sozialpolitischer Tabubruch.  
Erstmals wird Geld, das für die Kinder gedacht ist, für die Berechnung der Unterstützung herangezogen. Neu ist auch, 
dass niemand eine Wohnunterstützung bekommt, dessen Vermögen den Betrag von 4.189 Euro überschreitet. Viele 
Menschen haben einen Notgroschen angelegt, wer gespart hat wird nun bestraft. Das sind nur einige der neuen Ver-
schlechterungen.
2009 hat das Land Steiermark noch 73,4 Millionen Euro für die Wohnbeihilfe ausgegeben. 2014 waren es nur noch 46,3 
Millionen. 2011 wurde der Zuschuss für die Betriebskosten halbiert. Die neue Wohnungssicherung ist ein weiteres bruta-
les Kürzungspaket auf dem Rücken der Menschen, die ohnehin mit wenig Geld auskommen müssen. 
Wohnen ist ein Menschenrecht. Die Steiermark braucht Wohnungen, die sich die Menschen leisten können. Solange es 
keine billigen Wohnungen gibt, braucht es eine ausreichende Wohnbeihilfe.

Wir fordern: 
• Rücknahme der „Wohnunterstützung“ und Rückkehr zur Wohnbeihilfe 
• Keine Einberechnung der Familienbeihilfe ins Haushaltseinkommen


